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Bellello Ausgabe morgens r. Jdas h 2rennt Abg. Frau Sender wendet ſich gegen Ausführungendes Reichskanzlers und des Miniſters des Auswärtigen und

t und h gegen v getell gung W Abg. ger dener handlungen in Spa. Die Rednerin teilt zur Zage imBerlin, 21. Juli. (WTB.) Der Ausſ ür die A des Ruhrgebiet Würde aber eine Verlä A Den mit, u in Luhwigehaſen Waſſentrapsporte der En
ger- sſchuß für s Des Auhrgebetes. rde aber eine Verlängerung der Ar kente nach dem Oſten eingetroffen ſeien. Die Arbeiter hät-pärtigen Angelegenheiten ſetzte heute nachmittag ſeine Verhandlungen fort

Abg. Spahn (Zentrum) weiſt darauf hin, daß auch
hei der Auslegung des Friedensvertrages die Machtfrage
von Bedeutung iſt. Hinſichtlich der Möglichkeit, das ver-
langte Kohlenquantum zu liefern, iſt der Redner der Mei-
ung, daß der Verſuch zum Liefern auf jeden Fall gemacht

werden muß und bei allſeitigem guten Willen Erfolg haben
kann. Die Haltung der Delegation billigt der Redner.

Abg. Dr. Streſemann Deutſche Volkspartei) gibt
lußfaſſungzur in der Kommiſſion von einer Be

abzuſehen und das Votum dem Plenum des Reichstags zu
überlaſſen. Der Redner erörtert eingehend die Kohlen

frage. Nach ſachkundigen Feſtſtellungen würde eine Minder-
helieferung um 20 Proz. eintreten. Der zähe Widerſtand
der Unternehmer- Sachverſtändigen war kein Ausfluß kapi-
taliſtiſcher Anſchauung, ſondern auch der Auffaſſun
der Arbeiterſachverſtändigen und war lediglich wirtſchaftlibaſiert. Die Zuſagen wegen der oberſchleſtſchen Kohle ſeien

für die Durchführung des Abkommens von größter Wichtig-
keit. Der Redner weiſt dann eingehend die gegen den Abg.
Stinnes gerichtete Kritik zurück. Ab e von Einzel-
heiten ſei zu betonen, daß durch das Auftreten der Herren
Stinnes und Hus erſt die Entente auf den Weg von Ver-
handlungen gebracht worden ſei. Separatiſtiſche Beſtrebun
r werden von der Großinduſtrie abgelehnt, nd es i
edauerlich, daß Herrn Stinnes unterſchoben worden ſei, er

würde aus privaten Jntereſſen einen Einmarſch nicht mit
ſheelen Augen entgegengeſehen haben. Unbeſchadet der
Stellung ſeiner Freunde zum Geſamtkomplex der Fragen
ſtimmten ſie der Würdigung der Leiſtung des Miniſters des
Auswärtigen zu.

Abg. Schiffer (Demokrat): Es ſei unrichtiwie von einer Reviſion des Verſailler Serene e n.
Unſer Rechtsſtandpunkt müſſe gegenüber den Einmarſch-
drohungen mit allem Nachdruck vertreten werden. Unklar
fei die Frage, was unter Entwaffnung der Sicherheitspolizei
zu verſtehen ſei. Anknüpfend an die Bemerkungen des Mini-
ſters Simons über die mögliche Beratung in der Frage der
Sicherheitsvolizei durch ausländiſche Fachmänner betont der
Redner, daß viel wichtiger im Jnland die Mitarbeit aller
bei der Bevölkerung Anſehen genießenden Perſönlichkeiten
bei der Entwaffnungsaktion ſei. Er wende ſich dabei ebenſo
nach rechts wie nach links. Hinſichtlich der pſychologiſchen
Beurteilung des Abkommens weiſt der Redner auf die
neueſte Rede des franzöſiſchen Miniſterpräſidenten Millerand
hin, in der gerade in Verbindung mit Spa die deutlichſten
Kinmiſchungsabſichten ausgeſprochen ſeien. Das müſſe miß-
trauiſch machen. Die Entſendung eines franzöſiſchen Ge-
ſandten nach München liege in derſelben Linie. Durch un
ſere geſtern verkündigte Neutralitätserklärung iſt die Streit-
frage endgültig aus der Welt geſchafft, ob wir mit Sowjet-
Rußland im Frieden ſeien oder nicht. Nach ſeiner Meinung
hätten wir uns auch vor der Neutralitätserklärung im Frie
den mit Rußland befunden. Die Neutralitätserklärung
re jedoch Konſequenzen, die man ſorgfältig ins Auge v
en müſſe. Gewöhnlich werde der Fehler begangen, unſere

Stellung im Verhältnis zu den andern als wichtiger anzu
ſehen als ſie von den andern eingeſchätzt wird. Ueber die
tatſächliche Rolle, die wir gegenwärtig ſpielen, müſſe man
ſich klar ſein, und es werde vielleicht Gelegenheit ſein, das
a wen von Spa auch unter dieſem Geſichtspunkt zu be-

achten.

Abg. Dr. Pfeiffer (Zentrum) ſchließt ſich in mehre-
ten Punkten den i u des Vorredners an.

Abg. Dr. S (U. S. P.) vertritt gleichfalls den Standpunkt, daß in dem Ausſchuß Beſchlüſſe nicht
gefaßt werden ſollten. Die Erfolge von Spa ſeien nicht be-
trächtlich. Enttäuſcht aber kann nur ſein, wer mit falſchen
Erwartungen nach Spa gegangen ſei. Eine Reviſton des
Friedensvertrages ſei nur von dem Einfluß der arbeitenden
Klaſſen zu erwarten. Daß in Spa nicht mehr erreicht ſei,
ſei nicht allein Schuld der Entente. Die bisherigen Regie-
ungen Dentſchlands hätten es nicht verſtanden, das gegen
Deutſchland beſtehende Mißtrauen zu beſeitigen. Jn der
Kohlenſache haben wir aber jetzt doch mit einer geringeren
umme zu rechnen, als bisher. Kann Frankreich auf di

früheren Ziffern zurückgreifen, wenn wir nicht in der La
ein ſollten, das verlangte Quantum in den nächſten drei
Aonaten zu leiſten? Der Redner geht dann v die Mili-
ärfrage ein. Gegenüber dem Abgeordneten Schiffer erklärt
die Auffaſſung, als ob ſich die Waffen beſonders in den
änden der Arbeiter befänden, für unrichtig (Abg. Schiffer:
eide Seiten!) und verweiſt auf die Waffen, die in den

Händen der Gutsbeſitzer ſeien. Hinſichtlich unſerer Neutra
litätserklärung bezeichnet er es als das beſte Mittel, um die

ge vor RNeutralitätsverletzungen zu beſeitigen, mit der
Sowjetregierung z aufzunehmen. Der Redner
I vrtritt gegen den Abgeordneten Streſemann die Meinung,
daß das Auftreten des Abgeordneten Stinnes nicht günſtig
geweſen ſei und verbreitet ſich des näheren hierüber. Was
ſoll geſchehen, um die erforderliche Mehrförderung herbeizu
ihren Der Redner warnt vor dem Gedanken einer Ver-
ängerung der Arbeitszeit. Er wünſche nicht die Beſetzung

beitszei“ kommen, ſo würde die Abneigung der Arbeiter
egen fremde Beſekung ſehr nachlaſſen. Es wäre ihnen im
runde gleichgültig, für welche Kapitaliſten ſie arbeiten.

Abg. Stampfer (Mehrheitsſoz.) tritt dieſer letzteren
Aeußerung des Vorredners entgegen. Die Arbeiter ließen
ſich von derartigen materialiſtiſch-egoiſtiſchen Beweggründen
in der Einmarſchfrage nicht leiten und ſind unter allen Um-
r gewillt, die Einheit der Nation zu erhalten. Der

edner wünſchte ebenfalls ſcharfe Wahrung des deutſchen
Rechtsſtandpunktes. Der Redner beleuchtet die Einmarſch-
drohun W r in Verbindung mit der Frage derNeutralität. Er erörterte ſodann die Forderune der Soziali
ſierung des Bergbaues, die er als einen großen War be

zeichnet. Ein ſozialiſtertes Ruhrgebiet würde für die inter-
nationale Arbeiterſchaft geheiligtes Land ſein.

Abg. Hötzſch (Deut hnat Seine Partei habe keine
beſonderen Erwartungen an die Konferenz von Spa ge-
knüpft und ſie desk.alb nicht enttäuſcht. Er begrüßt es mit
Genugtuung, d Stellung des Miniſters des Auswärti-
57 von Tag zu Tag gewachſen ſei. Er habe ſich anſcheinend
och Vertrauen der anderen Seite erworben und das ſei

viel. Er befürchte aber, daß die Delegation nicht mit einem
n end klaren Programm nach Spa gegangen ſei. Die

usführungen des Miniſters in der Entwa rer hät-
ten ihn nicht überzeugt. Es bleibe das Bedenken, daß die
Stellung Deutſchlands ſig verſchlechtert habe. Der Redner
ſetzt ſich ſodann mit der Auffaſſung des Abg. Dr. Breitſcheid
über die Lage im Oſten auseinander. Die Neutralitäts-
erklärung habe er beſonders begrüßt. Die Fragen des Oſtens

ſchon in Spa zur Sprache gebracht werden müſſen.
er Redner fragt weiter nach den Kompetenzen der Eſſener

Kommiſſion und nach denen der Oberſchleſiſchen e
Daß der Miniſter die Entente aufgefordert habe, au J
Abſtimmung in Oberſchleſten zu
denklich. Das, was unterſchrieben iſt, hielten Cene Freunde
nicht für erfüllbar. Das lußurteil über kann erſt
efällt werden, wenn die Beſprechungen in Genf vorüber

eien,.Reichskanzler Fehrenbach: Der Vorredner habe ge
laubt, es ſei ein Fehler geweſen, daß wir nicht verſuchthatten auf die Tagesordnung Einfluß zu nehmen. Das ſei

ein Jrrtum. Wir hätten nicht annehmen können, daß die
Militärfrage zur Sprache kommen würde, jedenfalls nicht
ſofort, und zwar auf Grund der vorangegangenen Kund-
ebungen der Alliierten, wonach die Frage für fie erledigtſchien Wir hätten geglaubt, daß ſich vielleicht ſpäter eine

Gelegenheit zur Erörterung dieſer Frage geben würde. Da-
wurden militäriſche Sachverſtändige nicht mitgenommen.

dach der Ankunft in Spa am Sonntag abend habe Lloyd
George durch ſeinen Adjutanten mitteilen laſſen, daß als
erſter Punkt der Tagesordnung die Abrüſtungsfrage behan-delt würde. Die Shwierigteit der Verſtändigung mit Ber-

lin hat eine Verzögerung in der Ankunft der militäriſchen
Sachverſtändigen herbeigeführt. Jhre Ankunft erfolgte am
Dienstag um zwei Ahr nachmittags. Die Sitzung am Mon-
tag begann mit der Vorlegung der bekannten Tagesordnung,
auf die an fünfter Stelle verſehentlich noch Danzig geſetzt
war. Wir wurden gefragt, ob wir mit der Tagesordnung
einverſtanden wären. Eine Ablehnung würde erfolglos ge
weſen ſein. Es wurde darauf hingewieſen, 3 wir an

hätten, daß die Militärfrage erſt ſpäter zur
prache kommen würde, und wir hätten daher die militäri-

ſchen Sachverſtändigen nicht gleich mitgenommen. Wir wären
aber bereit, auf die en der Frage ſofort einzugehen,nähere Ausführungen würden dann am Potgenden Tag durch

die militäriſchen Sachverſtändigen gemacht werden. Lloyd
George habe darauf ſchroff erwidert, man müſſe warten,
bis die militäriſchen Sachverſtändigen da ſeien. Eine Mög-
lichkeit, Einfluß auf die Tagesordnnug zu gewinnen, ſei
nicht geg. den geweſen. Wenn wir auf einer Aenderung be-
ſtanden hälten, hätten wir gleich im Anfang einen Mißerfolg
gehabt. Am Dienstag hätte dann die Sitzung unter Teil-
nahme von Reichswehrminiſter Geßler und General von
Seeckt ſtattgefunden. Die Sitzung am Montag ſei nur in
einem Teil der Preſſe als vergeblich und ſchädlich dargeſtellt
worden. Die Ausführungen in der Sitzung ſeien aber durch-
aus notwendig geweſen, um unſere Notlage klarzuſtellen.
Bei den Ausführungen in dieſer Sitzung ſei auch auf die
Gefahr im Oſten aufmerkſam gemacht worden, und zwar im
Hinblick auf die Notwendigkeit des Grenzſchutzes. Die Aus-
führungen hätten eine gute Vorbereitung zu den Ausfüh-
rungen Geßlers gebildet, die dann auf Zahlenmaterial be-
ruhten und beſtimmte Vorſchläge enthielten. Gleich am
erſten Tage mit dieſem Material zu kommen, wäre nicht
vorteilhaft geweſen. Es iſt alſo nichts verpaßt worden. Daß
die Reparationsfrage in Spa nicht mehr ausführlich zur
Sprache kam, ſei kein Unglück. Es ſei jetzt eine beſſere Vor
bereitung der Frage für Genf möglich.

Abg. Freiherr v. Lersner (D. V.) geht kurz auf dieVorgeſchichte der Einmarſchklauſel ein und führt insbeſon

dere die Note vom 23. Dezember an. Die Entente wiſſe,
daß ſie gar nicht das Recht zum Einmarſch habe. Ein Ein
marſch würde ein Bruch des Verſailler Friedens und des
Völkerrechts ſein.

ten die Beförderung dieſer Waffen abgelehnt. Gegen Se-
parationsheſtrebungen trete ihre Partei mit aller Schärfe
auf. Die Rednerin ſchließt mit einigen ſpeziellen Fragen.

Vor ſchweren Kämpfen

Von Karl Lindow.
Schneller als die Unabhängigen ſich wohl dachten,

ſind die deutſchen Arbeiter vor eine Situation geſtelkt,
die nach dem Zeugnis der Unabhängigen nur durch die
Arbeiter ſelbſt abgewehrt werden kann. Als die promi-
nenten Mitglieder der U. S. P. das Wort ſprachen, die
Arbeiter ſeien ſtark genug, alle Anſchläge auf ihre
Lebensrechte abzuwehren, als ſie den Arbeitern die Auf-
gabe zuwieſen, die ſonſt die politiſche Arbeitervertretung
übernahm, dachten ſie an eine Art Wiederholung des
Kapp-Putſches. Aber mit Ausnahme der U. S. P. macht
ſo leicht keine politiſche Partei denſelben Fehler zum
weitenmal. Es ſoll damit nicht geſagt ſein, daß nicht

irgendwelche direktionsloſe Abenteurer doch etwa
mit einem rechtsradikalen Putſch liebäugeln. Aber die
Gefahr iſt ſekundär.

Nachdem die unheilbaren Jdioten von rechts das faſt
an ein Weltwunder grenzende Kunſtſtück fertig brachten,
durch ihren Angriff auf die Arbeiterrechte, die, wenn auch
leider nur vorübergehende Einigung der Arbeiterklaffe
zu erzwingen, nachdem die „Poſt“ das Bürgertum vor
dieſer Einmütigkeit als neue Gefahr gewarnt hat, dürften
die helläugigen Führer der Kriegsparteien an einer
Auseinanderſetzung mit den Arbeitern im n wenig
Geſchmack finden. Sie haben es auch nicht denn
einſtweilen arbeitet die Zeit in ihrem Jnterefſſe. Sie
haben ihre Vertretung in der Regierung und die Arbeiter
nicht. Die Reaktion verlegt ihre Angriffe vom politi
ſchen auf den wirtſchaftlichen Kampfplatz.

Mit dem Jammern über geringe Ergiebigkeit der
Arbeit begann es, mit dem Wehklagen über die hohen
Löhne wurden die Plänkeleien eröffnet und mit dem
Beſchluß der Vereinigung der Arbeitgeberverbände, inZukunft in keine Lohſonſbeſſernng mehr einzuwilligen,

fiel die Kriegserklärung an die Arbeiterſchäft.
Seit dieſem T ſchwelt es in Deutſchland und

ſtellenweiſe, wie z. B. in Königsberg, iſt bereits der
Brand zum Durchbruch gekommen. Ueberall lehnen die
Unternehmer es ab, Lohnerhöhungen zu bewilligen, und
wo Schiedsſprüche zugunſten der Arbeiter werden,
erleiden dieſe dasſelbe Schickſal. Bei der Lohnbewegung
der Binnenſchiffer lehnte der vom Reichsarbeitsminifte-
rium beſtellte „unparteiiſche“ Schiedsgerichtsvorſittzende
es ab, einen Schiedsſpruch zu fällen, weil die Differenz
zwiſchen den Forderungen der Arbeiter und dem „Ange
bot“ der Unternehmer zu groß ſei. Das ſtimmt, die
Unternehmer lehnten nämlich jedes Entgegenkommen
ab. Jn Hamburg kommen die Holzplatzarbeiter mit den
Unternehmern zu keiner Einigung. Das Schiedsgericht
billigt den Arbeitern eine Erhöhung zu, die hinter den
Zugeſtändniſſen der Unternehmer zurückbleibt.

Für jeden, der Augen hat, iſt es ganz klar, daß alle
Behörden gegen Arbeiterforderungen heute ganz andersins Zeug Jcden, als vor dem Regierungswechſel. Wir
haben jetzt eine bürgerliche Regierung, das iſt der Unter
ton, der faſt überall, nicht nur bei den Behörden, durch
klingt.
Unternehmer ſich dem Beſchluß der Zentralarbeits-
gemeinſchaft durch Lohnerhöhungen wettzumachen, fügte.
In weniger Stunden als damals Tage fügten ſich die
Herrſchaften dem Beſchluß der Scharfmacher, keine Lohn-
erhöhungen mehr zu bewilligen. Neugierig darf man
ſein, wie ſich die Zentralarbeitsgemeinſchaft ſtellen wird,
wenn die Arbeitervertreter gegen den Scharfmacher-
beſchluß Proteſt erheben. Zurzeit ſind die Herren an
allen Ecken und Enden dabei, Kämpfe zu provozieren.
Sie hoffen, daß die ſchlechte wirtſchaftliche Lage es ihnen
geſtattet, die Macht der Arbeiter bald hier, bald dort ab
zubröckeln. Jhnen liegt vor allem daran, die wirtſchaft
lichen Organiſationen der Arbeiter zu ſchwächen. d
eine derartig geſchwächte Arbeiterſchaft dann noch die
Kraft hat, einen politiſchen Angriff auf ihre Rechte ab
zuwehren, iſt ſehr zweifelhaft. Die Verhältniſſe liegen
heute anders als in den Märztagen. Damals wählte
man den Weg der Gewalt. Der Angriff ſcheiterte nicht
allein am Generalſtreik der Arbeiter. Ebenſo ſchwer wie
dieſer Schlag traf die Putſchiſten die Lahmlegung der
ganzen Verwaltung durch die verfaſſungstreuen Mini-
ſterien. Heute wird jeder Angriff auf die Arbeiter auf
verfaſſungsmäßigem Wege vor fich gehen. Eine der
Kapp Parteien ſitzt ſogar in der Regierung, und im
Reichstag ſitzen mehr Arbeiterfeinde als Arbeitervertreter. Sir wollen den Teufel nicht an die Wand malen,

Wochen, ja monatelang dauerte es, bis die



aber es ſteht zu bdefürchten, daß ein arbeiterfeindliches
Geſetz heute eine glatte Majorität findet. Die Gegner des
Achtſtundentages ſitzen bis in die Reihen der bürgerlichen
Demokraten, und ein Reichsgerichtsurteil erklärte dieſer
Tage frei und frank, es beſtünden Bedenken gegen die
Rechtsgültigkeit der Verordnung über den Achtſtunden-
tag. (2) Auf dieſem Wege würde Stück für Stück der
Arbeiterrechte zerbrochen.

Aber die Arbeiter werden ſich ihrer Haut zu wehren
wiſſen, riefen uns die Unabhängigen zu. Das iſt die
Drohung mit dem Generalſtreik. Am 12. Juli haben die
Berliner Metallarbeiter eine Reſolution beſchloſſen, in
der die Gewerkſchaftskommiſſion aufgefordert wird, in
allen Betrieben über Folgendes übſtimmen zu laſſen:

Iſt die Arbeiterſchaft des Bertriebs bereit, in eine
revolutionäre Aktion einzutreten

gegen die Wucherpreiſe,
ür die Herabſetzung der Preiſe der täglichen Be-

ähägegen die Arbeitsloſigkeit,
für die Anfnahme der vollen Produktion;
egen die Verkürzung der Erwerbsloſenunter-
tützung;n die Beſeitigung des Steuerabzugs;
ar Beſeitigung der kapitaliſtiſchen Profitwirt-

ſchaft
für die Einführung der ſozialiſtiſchen Bedarfs-
wirtſchaft

Solche „revolutionäre“ Beſchlüſſe zu faſſen, iſt ein
Kinderſpiel, beſonders wenn man ihre Durchführung
auf andere Leute abwälzt. Aber ſelbſt das Lob der
„Roten Fahne“ macht aus einer kapitalen Dummheit
noch keine revolutionäre Tat. Auch daß in Sachſen
Aehnliches geplant oder bereits beſchloſſen iſt, ändert an
dieſem Urteil nichts. Den Kapitaliſten könnte man in
dieſem Augenblick keinen größeren Gefallen tun, als in
den Streik einzutreten. Billiger als ein Proteſtſtreik,
gegen die Erhöhung der Brotpreiſe zum Beiſpiel, wäre
es geweſen, wenn die Unabhängigen im Reichstag nicht
den geplanten Ausſchuß zu Fall gebracht hätten.

Eine „revolutionäre“ Tat um der Punkte willen, die
die Berliner Metallarbeiter anfführen, iſt nichts als
„revolutionäre Verzweiflung“. Die deutſche Arbeiter
ſchaft iſt durch die Abſtinenzpolitik der Unabhängigen in
eine Lage gebracht, die ihnen den Gedanken an ſolche
Verzweiflungsſchritte außerordentlich nahelegt. Alle
Arbeiter aber, die einen klaren Kopf behalten haben,
werden ſich gegen ſolche Verzweiflungsaktionen, die
letzten Endes zu ihrem Schaden ausſchlagen, ſtemmen.
Auch die Schuldigen wollen ſie nicht vergeſſen. Die
U. S. P. hat mit ihrer Weigerung, in die Regierung ein
zutreten, ihren Anhängern ja keine andere Wahl als die
„revolutionäre“ Verzweiflung gelaſſen. Eine zur Hälfte
aus Sozialiſten beſtehende Regierung hätte die Arbeiter
ſchaft und die Wirtſchaft ſowohl vor dem Zerſtörnngs-
wahnſinn der Kapitaliſten wie der „revolutionären“
Worthelden ſchützen können.

Allerdings, der Wortalkoholismus der U. S. P. hätte
dann keine Triumphe feiern können. Dieſem Wort-
alkoholismus der Unabhängigen werden heute die
Arbeiterintereſſen geopfert. Bei der U. S. P. können ſich
die Arbeiter für die heutige Situation bedanken.

der Fall Wendelin Thomas.
Es iſt W kein alltäglicher Vorgang, daß ein

unabhängiges Blatt fragt, „Weiß niemand, wo der Spitzel
und frühere Signalmaat Wendelin Thomas aus Wil-
helmshaven geblieben iſt, der Geliebte und Helfershelfer
der Lockſpitzelin Schröder-Mahnke?“, und dann als
Antwort erhält: „Jawohl, wir wiſſen es, Herr Wendelin
Thomas iſt momentan Reichstagsabgeordneter der Un-
abhängigen Partei in Augsburg.

Die U. S. P. wird amit zu entſchuldigen ſuchen,
daß jede Partei einmal mit einem Vertreter Pech haben
könnte. Das iſt zuzugeben, aber der Fall Wendelin
Thomas liegt doch ganz anders: er zeigt, mit welcher
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Karriere machen kann, bis zu den höchſten Ehrenpoſtendie überhaupt zu vergeben ſind. Wir ſchlagen nämlich
im neuen Reichstagshandbuch nach und finden dort beim
Namen Wendelin Thomas folgende von ihm ſelbſt ge-
gebene hGeboren am 21. Juni 1884 zu Diedenhofen (Loth-

ringen); Diſſident, beſuchte
mann, ſpäter Schiffbauer bis zum Kriegsbe
1. September 1910

g. rVergeblich ſucht man in dieſer Lebensbeſchreibung
die Verdienſte Herrn Wendelin Thomas um die
Arbeiterbewegung, die ihn für das hohe Amt de
tagsabgeordneten qualifizieren ſollen. Er hat die Volks
ſchule beſucht und war mann. Das iſt alles. Wann
der 87 jährige der Partei oder Gewerkſchaft bei ten
iſt, verrät er nicht, obgleich dieſe Angabe kaum bei einem
einzigen ſozialdemokratiſchen Abgeordneten fehlt. Aber
wir glauben es verraten zu können: die Zugehörigkett
des Herrn Thomas zur Arbeiterbewegung datiert wahr
ſcheinlich ſeit dem 9. November 1918. Ob er ſchon vor
der Datum da m hat, wer Karl Marx war und

nn. Seit

welches ſeine Lehre, möchten wir bezweifeln (falls er es
er Mann iſt einfach von der

Matroſenrevolpution angeſteckt worden, hat einen großen
Mund und ein keckes Auftreten gehabt und wurde
ſchwupp nach Jahresfriſt unabhängiger Redakteur
und ſchwupp ſchwupp nach weiteren neunMonaten unabhängiger Reichstagsabgeordneter. Soviel,
oder ſowenig braucht man, um in der U. S. P. D. an die
Spitze zu gelangen.

Jſt das ein Zufall? Keineswegs! Wer ſeit z
und Tag von dem Geſchimpfe auf die alten Führer lebt,
die Jahrzehnte in der Bewegung d Mann geſtanden
haben, der muß ja hergelaufenen Burſchen folgen, deren
Vergangenheit niemand kennt. Wo es jeden grünen
Jungen erlaubt iſt, ergraute Führer „Verräter“ zu
ſchimpfen, da werden nötwendigerweiſe die wirklichen
Verräter Führer.

Das iſt die Lehre aus dem Fall Wendelin Thomas.

Die verratene S6icherheitspollzei.
Die Tatſache, daß in Spa ſeitens der deutſchen Dele-

gation die Intereſſen der Sicherheitspolizei in ſträf
licher Weiſe dreisgegeben worden ſind, kommt ſetzt auch
einem Teil der bürgerlichen Preſſe zum Bewußtſein.
Fei in einer Betrachtung über Spa die „Voſſiſche
Zeitung“:

Dao die deutſchen Militärs ihres Erfolges ſicher zu
ſein glaubten, ſo beſtanden ſie auf ihre 200 000 Mann
Reichswehr, verhandelten über die Frage der Sicher-
heitspolizei überhaupt nicht und erlebten ſchließlich die
Enttäuſchung daß Lloyd George in recht brüsker Weiſe
den Modns der Entwaffnung diktierte, wobei dann
eben die Sicherheitspolizei völlig unter den Tiſch fiel.

Aehnlich ſchreibt ein Berliner Mittagsblatt:
Die Sicherheitspolizei iſt bei den Verhandlungen

über die Entwaffnungsfrage in Spa von deutſcher
Seite leider derart nebenſächlich, ſtiefmütterlich behan-
delt worden, daß über ihre künftige Stärke, Art der
Bewaffnung noch immer Unklarheit herrſcht.

Sehr bezeichnend iſt dagegen der Umſtand, daß die
reaktionäre Preſſe, die ſonſt bei jeder Gelegenheit natio-
nale Phraſen im Munde führt, gegen die Preisgabe der
Sicherheitspolizei durch die deutſche Delegativn noch nicht
ein einziges Wörtlein des Proteſtes gefunden hat. Ein
Beweis mehr, daß die militariſtiſchen Kreiſe dieſe For-
mation leichten Herzens fallen ließen, weil ſie in ihrer
größeren republikaniſchen Zuverläſſigkeit den Herren
weit unſympathiſcher iſt als die ganz unter reaktionären
Einflüſſen ſtehende Reichswehr. Das Ganze nennt ſich:
„Das Vaterland über die Partei.“

Wir halten es für dringende Pflicht des Reichstags
und der einzelſtaatlichen Parlamente, wegen dieſer
Preisgabe wichtiger Lebensintereſſen von ihren Urhebern
Rechenſchaft zu fordern. Dabei iſt immer wieder darauf
hinzuweiſen, daß bezüglich der Sicherheitspolizei von der
Entente viel größeres Entgegenkommen zu erwarten
war als in der Frage der Reichswehr, wenn nur die
deutſche Delegation den beſcheidenſten Verſuch gemacht
hätte, nach dieſer Richtung hin zu vperieren.

äuland.
Verfahren gegen monarchiſtiſche Offiziere.

Berlin, 21. Juli. Der unter dem Vorſitz des Staats
ſekretärs Stock arbeitende und paritätiſch zuſammen-
geſetzte Unterſuchungsausſchuß im Reichswehrminiſte-
rium für die Prüfung des Verhaltens der Offiziere

heute wiſſen ſollte).

die Volksſchule, war See
edakteur des „Volkswillen“ Augs-

m

während der Märzvr
die Marineoffiziere
230 ziere beſchuldi
fol ermaßen abge
1. bei 5 Fällen iſt e2. bei 13 Fällen Die ng,5 e u U ehung,en
5. bei 28 Fällen ommandi6. bei 12 Fällen e ernerſed
7. bei 120 iſt beantragt ts zu unter

Bei den unter 1. bis 4. genannten Fällen ſind die
Akten ſämtlich dem Oberreichsanwalt zur gerichtlichey
Klarſtellung und evtl. Aburteilung Außerdem wurden in weiteren 30 Fällen der Anträge 5. bis
7. die Akten aus den gleichen Gründen dem Oberreichs.
anwalt überwieſen.

Die Refereate für die Beamten und das Unterperſo.
nal der Marine werden in den nächſten Tagen ihre
Arbeit abgeſchloſſen haben.

An Beſchuldigungen Offiziere aus der Reichsr ſind S Wöd elngelaufen, von denen z. Zt.
als 860 erledigt worden ſind.

Verhent W le ſ Unteroffiziten n a ene Unteroffiziern Mannſchaften in der Reichswehr iſt ein Referegt
eingerichtet, das mitten in ſeiner Arbeit ſteht.

Grenzſchutz im Oſten.
rlin, 21 Tuli. Jn der geſtrigen Sitzung des Reichstags

ausſchuſſes für auswärtige Angelegenheiten beſprach der ſozial,
demotr tiſche Abgeordnete Bernſtein das Vorrücken der Bol,
ſchewiſten in Polen. Er wies auf die Möglichkeit hin, daß ſich
dänn, ähnlich wie es im Baltikum geſchehen ſei, marodierende
Banden bilden die dann auch die Sicherbeit W eigenen deut,
ſchen Grenzbevölkerung gefährden könnten. r Miniſter des

Simon s erwiderte daß in der Tat die bolſche
wiſtiſche Armee nur wenige Tagsemäſrſche von der
deutſchen Grenze entfernt ſei. Deutſchland habe ſeine
volle Keutralität in dem ruſſiſch- polniſchen Kriege erklärt
und für den Schus der Grens bevölkerung gegen die
vom Abgeordneten Bernſtein angedeuteten Gefahren ſeien bereit
ſorgſältige MRaßnahmen getroffen worden.

Aufhebung der Fleiſchkarte in Bayern.

Aeußern Dr.

München, 21. Juli. Das Staatsminiſterium fürLandwirtſchaft ermächtigt die bayeriſche e
e Reungsſtelle mit r ab 2. Auguſt 192

leiſchkarte für das Gebiet des Freiſtaates Bayern auf
zuheben. Alle übrigen Vorſchriften über die öffentliche
Bewirtſchaftung von Fleiſch und Vieh werden durch
dieſe Maßnahme nicht berührt.

Ein Sozialdemokrat von Franzoſen verurteilt.
rankfurt a. M., 21. Juli. Der Geſchäftsführer der

„Freien Zwlſa in Höchſt a. M. Kallen ach, wurde
vom n ſchen Polizeigericht in Mainz zu ſecht
Monaten Gefängnis und 5000 Mark Geldſtrafe verur-
leilt. Dis Beſtrafung erfolgte wegen angebli Ver
höhnung der Beſatzungstruppen durch Aushang der im
beſetzten Gebiete verbotenen illuſtrierten Zeitſchrift
„Der wahre Jakob“ im Schaufenſter der „Freien Preſſe

Bela Khun und die Gefangenentransorte.
Berlin, 22. Jnli. Von zuſtändiger Seite wird mit

eteilt, die öſterreichiſche Regierung hatte vor kurzem
e Reichsregierung erſucht, die noch in Oeſterreich inter

nierten kriegsgefangenen Ruſſen durch Deutſchland nach

Rußland zurückzubefördern. Die deutſche Regierung
hatte ihre im gung dazu erteilt. Nunmehr iſt ein
Transport von 108 Männern und acht Frauen nach
Stettin geführt worden. Dort machte der öſterreichiſche
Offizier, der den Transport führte, die Mitteilung, daß
ſich politiſche Perſönlichkeiten bei dem Transport be
fänden. Da die deutſche ikeenſ auf eine gelegent
liche Anfrage des öſterreichiſchen Geſandten in Berlin
ausdrücklich erklärt hatte, daß ſich ihre Zuſtimmung nur
auf den Durchtransport von Kriegsgefangenen bezöge
und grundſätzlich nicht könnte, daß andere Per
ſonen insbeſondere politiſch Verfolgte, wie Bela Khun,
dem Transport angeſchloſſen würden, mußte
port in Stettin angehalten und nach Oeſterrei
geleitet werden.

uſammentritt des Reichstages. r Beſchluß

zu rück

des tritt der Reichstag am Montag, den
Auswanderung nach Braſilien.

Von zuſtändiger Stelle erhält das „Hamburger Echo“ einen
Bericht eines kürzlich aus Braſilien heimgekehrten Mannes
über ſeine verſuchte Auswanderung, aus dem wir im Jnter-
eſſe aller auswanderungsluſtigen Perſonen folgendes zur
Kenntnis unſerer Leſer bringen:

Mit zirka 500 anderen Unglücklichen, die für ihr altes
Vaterland nichts mehr übrig hatten, verließ ich Ende Ja-
nuar d. J. Rotterdam mit dem Dampfer „Avare“ des Braſilia-
niſche Lloyd, ehemals deutſches Schiff. Schon bei der Unter
bringung im Zwiſchendeck entſtand ein furchtbares Durch-
einander, da abſolut keine Organiſation vorhanden war be-
ziehungsweiſe den Anordnungen der Schiffsleitung einfach
keine Folge geleiſtet wurde. Die Verpflegung war aus
reichend und wäre auch gut zu nennen geweſen, wenn Ab-
wechſlung vorhanden geweſen wäre. Es gab morgens ein
kaffeeähnliches Getränk mit reichlich Brot, gutem Weißbrot.
Mittags Weißkohl mit wenig Kartoffeln aber überreichlich
Fleiſch, oder Bohnen mit denſelben Zutaten und wieder
ſchönem Weißbrot. Gegen 5 Uhr abends ungefähr dasſelbe
und abends noch einmal das Morgengetränk ohne Brot.
Auf uns ausgehungerte Deutſche wirkte dieſes reichliche Eſſen,
beſonders die reichliche Fleiſchzugabe, anfangs ſehr angenehm
und waren alle in beſter Stimmung, ausgenommen perſönliche
Stkeitigkeiten, ohne die der Deutſche anſcheinend nicht gut
zurechtkommen kann heute; dafür iſt wohl der lange Krieg
verantwortlich zu machen, Bald wirkte jedoch das eintönige
und reichlich fette Eſſen unangenehm, da eine Woche nach der
anderen verging, ohne irgendwelche Abwechſlung zu bringen.
Auch ließ die Sorgfalt in der Zubereitung bald nach, das
Eſſen war häufig nicht gar; auch in der Küche ließ die Sauber
keit ſehr zu wünſchen übrig. Es ſtellten ſich bald zahlreiche
Unterleibsleiden ein, die vom Arzt ausſchließlich mit Rizinus
öl und BVitterſalz behandelt wurden, welche Medikamente
nebſt Jod anſcheinend die einzigen im Beſitz des Arztes
waren. Den Höhepunkt der Unzufriedenheit brachten die Tro
pen, Durch unſittliches Betragen mehrerer deutſcher junger
Mädchen es wurden verſchiedentlich welche nachts aus den

Kojen der Beſatzung herausgeholt, einmal ſogar vom Kapitän,
wie verlautete, perſönlich ließ die Achtung der Schiffs
beſatzung gegen uns bedenklich nach. Nicht nur, daß ſie ſich
gegen die ebenfalls zwiſchen uns wohnenden zirka 150 Portu-
gieſen bedeutend zuvorkommender zeigten, ſie wurden direkt
pflichtvergeſſen, ſo daß die Sauberkeit, die durch die An
weſenheit der Portugieſen ſchon an und für ſich ſehr mangel-
haft war, direkt in Schweinerei (verzeihen Sie mir dies Wort,
ich weiß tatſächlich kein paſſenderes dafür) ausartete. Die
Toiletten waren meiſtenteils nur zu betreten, wenn man ſich
entweder waſſerdichtes Schuhzeug anzog oder ſich der Schuhe
und Strümpfe entledigte. Von den Skandgalen, die ſich in
zwiſchen dauernd abſpielten, will ich ſchweigen, da hierfür die
Schiffsleitung nicht verantwortlich gemacht werden kann; es
waren Abrechnungen der Auswanderer mit ihren ehemaligen
Vorſtandsmitgliedern, durch die ſie ſich übervorteilt glaubten

um nicht betrogen zu ſagen. Jm Zuwiſchendeck war eine
unerträgliche Temperatur, da für Lüftung abſolut nicht ge
ſorgt wurde beziehungsweiſe von einigen die Seitenfenſter
(Bullaugen) mit der bekannten Bemerkung „es zieht“ ſofort
wieder geſchloſſen wurden, trotz der an Bord herrſchenden
Gluthitze; denn wir paſſierten die Tropen im Hochſommer.
Hierzu das Eſſen, das Fleiſch und der getrocknete Fiſch, mit
Kohl gekocht, ſtanken größtenteils, ſo daß den meiſten vor dem
Genuß ekelte und wie ich tagelang von Kaffee und trockenem
Brot lebten, was naturgemäß heftige Beſchwerden hervor-
rief. Die Matroſen und Heizer erwieſen ſich hier als Kinder
freunde; ſie ſpeiſten von ihrem tadellofen Eſſen faſt ſämt
liche Kinder wochenlang, was ſehr hoch einzuſchätzen iſt, ſonſt
hätten wir ſtatt der 2 mindeſtens 20 Tote gehabt. Endlich
kam die Hilfe in Geſtalt eines katholiſchen Geiſtlichen, der
in der Kajüte fuhr und dem wir unſere Not klagten. Dieſer
teilte es dem Kapitän mit, welcher ſich dann ſofort zu uns
begab mit dem Schlffésarzt und einem fremden, ebenfalls
zufällig anweſenden Arzt. Letzterer warf nur einen Blick auf
die Zuſtände und ging kopfſchüttelnd wieder zur Kafüte. Aber
von dieſem Tage an wurden wenigſtens die Toiletten und
das Zwiſchendeck täglich geſpült und auch desinfiziert. Das
Eſſen blieb dasſelbe, da der Arzt, der zu jeder Mahlzeit
davon eine Koſtprobe erhielt, es jedenfalls für gut hielt, ob

gleich ich behaupten möchte, daß er es ſelten probiert hat
denn wir waren doch weiß Gott aus unſerer Heimat her

einiges zu eſſen gewöhnt ſo leicht hätten wir nichts geſagt,
Der einzige unter uns portugieſiſch ſprechende Herr teilte un
denn auf unſere Bitte mit, daß nach Rückſprache mit dem
Proviantmeiſter nur ſehr wenig Reis vorhanden ſei, für das
Zwiſchendeck käme dieſes kleine Quantum gar nicht in Frage.
Da kam es zu offener Revolte. Der portugieſiſche Koch wurde
aus unſerer Küche entfernt und durch einen deutſchen erſetzt,
der ebenfalls als Auswanderer zwiſchen uns weilte. Nun mit
einemmal war genügend Reis da, ja in ſolchen Mengen ge
kocht, daß täglich mindeſtens 100 Liter fertiges Eſſen, u. a.
Reis mit Speck, mit Fiſch, mit Fleiſch, mit Zimt und Zucker,
trotz größter Anſtrengung nicht mehr zu bewältigen waren und
über Bord gekippt wurden. Alles lebte wieder auf, und
10 Tage ſpäter hatten wir Rio erreicht. Hier ſtanden uns allen
noch große Strapazen bevor bezüglich des Gepäcks. Mit den
teilweiſe ſehr ſchweren Koffern und Kiſten beladen erſt das
Fallreep hinunter in die Leichter, manche mußten in

en i V t dieur ma r eligen ſteilen ffstreppedas Schiff lag ſehr hoch und bei der Gluthitze, zeitweſie
45—48 Grad Celſius, eine koloſſale Anſtrengung war. Jeti
kamen wir nach der Blumeninſel, von Natur aus ein kleine
Paradies, wenn es nicht von den anweſenden zirka 9—8000
Menſchen es waren alle möglichen Nationen vertreten
in einen Dunghaufen umgewandelt worden wäre. Die herr
lichſten Palmen und blühenden Sträucher waren umringt
von Kothaufen und Kadavern bzw. ſtinkenden Knochen und
Fleiſchreſten, woran ſich Aasgeier in Scharen gütlich taten.
Das Eſſen war gut zu nennen; wenn es nicht von ſo un
freundlichen Wirten vorgeſetzt worden wäre, hätte es noch
beſſer geſchmeckt. Sehr knapp war das Getränk, es gab
nur morgens und abends eine Blechtaſſe zirk 14 Liter) voll
und das reichte bei weitem nicht aus bei der Hitze. Hierdurch
wurden hauptſächlich die Kinder zum reichlichen Wa uß
verleitet, was bei dem reichlich n mannigfalti
gen Obſt ſehr gefährlich wirkte, ſo daß bald täglich Tote zu
verzeichnen waren. Nach zehntägiger Quarantäne inzwiſchen

geweſmn bahnen mir dewar ziemlich ſcharfe Zollreviſign
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Der polniſche Krieg.
Warſchau, 20. Juli. Die Lage der Stadt läßt keinen

Zweifel mehr zu, die Bolſchewiſten lehnen tatſächlich jede
Vermittlung ab. Vom Waffenſtillſtand iſt keine Rede
mehr, der Kampf geht weiter. Einige Optimiſten glauben
zwar, die Bolſchewiſten würden an den ethnographiſchen
Grenzen Polens Halt machen und einen Frieden vorſchlagen,

euſſn das ſind unbegrenzte Jlluſſtonen. Man kann nur damit
or g möglicherweiſe rechnen, daß an dieſen Grenzen der polniſche
mer Widerſtand etwas feſteren Fuß faſſen wird. Die bolſche

wiſtſſche Nordfront nähert ſich unvermindert raſch. Nach dem
n un eresbericht konzentrierte der Feind geſtern nördlich von
e todno ſeine Maſſen. Heute wird um die Stadt und zugleich
haben um den Flußübergang gekämpft. Grodno liegt 150 Kilo
h au meter en Wilna und 275 Kilometer von Warſchau
ürger entfernt. Auch über die Lida und Noworode gehen die Sow-
ſehen jettruppen gegen den Njemenfluß vor. Um Barono-
er GY witſchi und an der Scharalinie ſind Kämpfe im
e Gange. Ein breiter Angriff a owel ſoll an der Styr
ürfin linie angehalten ſein. An der Sbrutzlinie, der Grenze
ig d Oſtgaliziens, wird bei Hoſiatyn gekämpft.

v

Wien, 20. Juli. Der Ukrainiſche Preſſedienſt meldet:
Die Städte im äußerſten Oſten und Südoſten von Oſtga
Wage beſonders Tarnapol und Brod y ſind wegen
Gefährdung durch die Reiterei Budjennys ſchon vor einigen

Zeit und verhindern den militäriſchen Verkehr. Le m ber n
und die Orte weſtlich des San ſind von Flüchtlinge überfüllt
darunter einer großen Anzahl von Flüchtlingen jenſeits des
Sbrutz, des ehemaligen Grenzfluſſes der Bukowina. Die
Gefahr der weiteren Verſchleppung der Flecktyphusepidemie
iſt ſehr bedrohlich.

Lloyd George über Polen und Spa.
London, 21. Juli. Jm Unterhauſe hielt heute

Lloyd George eine Rede über die politiſche Lage,
in der u. a .ausführte:

Ein unabhängiges Polen iſt für die Erriß gides F en ne F tbeh e ch. 5 iung es Polen würde eine große angr uſtige
er das Gebiet eines anderen Volkes

hinweg direkt gegen die deutſche Grenze
heranrücken. Der polniſche Miniſterpräſident z
ſich bereit erklärt, das polnſche Heer in innerhalb der
eigenen Grenzen Polens zurückzuziehen. Die Sowjet-
n ſe bereit, die Frage einesWaffenſtiklſtandes mit Polen in freundm ſchaftliche Erwägung zu die Es ſeien indeſſen An

d, l reichen dafür vorhanden, daß die Sowjet Regierung
w c lediglich bereit ſei, über die Angelegenheit mit einer
icht 9 Proletarier- Regierung zu verhandeln.enzend Die mere aber nicht von Ruß-
u de land gewählt worden, ſie ſei eine große Autokra
konn tie, wie ihre Vorgängerin. Um die Ehrlichkeit der
e Tele SowjetR n h ie Probe zu ſtellen, hätten dieird auf Alierten Polen en Rat gegeben, Rußland um einen

Waffenſtillſtand zu erſuchen. Wenn Rußland dieſes Er
in uchen ablehne und die ruſſiſchen Truppen in Polen eingt a rſHierten, dann würden die all e rten Mächte

ſietg i Polen alle in ihrer Macht liegende Unterſtützung
en um

einer Vollſttzune dar

Wochen geräumt worden. Dieſe Traänsporte erfordern lange do

ewähren. Jnnerhalb der letzten Tage hätten dieen ein Freiwilligenheer von doo bod Pann a Per
ellt. Polen habe alſo reichlich Mann chaften,

an n x u und un. Fw reich und England könnten
Hroſtbritannien hätten be

olen geſchickt, die darüber be
ritte ergriffen werden ſollen,

um dem polniſchen Volke bei Verteidigung ſeiner
Green beizuſtehen.

loyd George wandte ſich dann den Ergeb-
niſſen der Konferenz in Spa zu und führte anus:

Die Konferenz habe den Deutſchen die Möglichkeit
e mit den Alliierten in einer regelrechten Luft
und einer auf beiden Seiten etwas J
Stimmung zuſammen zu kommen. Er den Ein
druck, daß der deutſche Reichskanzler und Dr.
Simons zwei vollkommen ehrenhafte,
aufrichtige Männer ſeien. Es ſeien Leute, die
ihr Beſtes tun würden, um den Friedensvertrag aus
zuführen. In Spa ſeien für jedes Land
wertvolle Ergebniſſe erzielt und die Einig
keit der Alliierten geſtärkt worden. Es ſei erwieſen,
daß die Deutſchen ſich mit der Frage der tſchädigung
abgemüht hätten und große An rengungen machten,
um damit vorwärts zu kommen. Lloyd George betonte,
da äne zur Beſchaffung von Geld-mitteln aufgeſtellt worden ſeien, um Deutſch
land in den Stand zu fetzen, die Za lungen zu leiſten.
Ein Verſuch, ſich den eingegangenen V er pflichtungen zu
entziehen, ſei nicht wahrzunehmen.

ur Frage der Kriegsverbrecher bemerkte
Lloyd George, in Spa ſeien Abmachungen getroffen
worden, die es ermöglichten, die Frage zu einem neuen

e ltion 5 kräfte
dies liefern. Frankreich und
ſondere Geſandte nach
richten werden, welche

Zeitpunkt ohne Verzug und mit Nachdruck zu behandeln.
e Entwaffnungsfrage ſei eine der ſchwerſten

Fragen geweſen, denen man gegenüber ſtand. Es befin
det ſich noch immer viel zu viel Kriegsmaterial in
Deutſchland, als daß man ſich ſicher fühlen könnte. Die
Alliierten hofften, daß die rückſtändigen Gewehre bis
Ende September ausgeliefert ſein würden.

Der Premierminiſter ſchloß: „Hätte die Kon-
ferenz vor 1914 ſtattgefunden, ſo hätte es
überhaupt keinen Krieg gegeben.“

Die vereitelte Londoner Friedenskonferenz.
Amſterdam, 21. Juli. Der Unterſtaatsſekretär des Aeußern

Harmsworth antwortete auf Anfragen im Unterhaus, daß die
Regierungen von Finnland, Litauen und Lettland
die Einladung zur Teilnahme an der Friedenskonferenz in Lon

n abgelehnt hätten. Die engliſche Regierung habe vorher
mit dem General Wrangel über den Waffenſtillſtand keine
Beſprechung gehabt. Die ruſſiſche Räteregierung habe auf die
Einladung geantwortet. Da aber noch Verhandlungen im Gange
r werde es nicht für wünſchenswert erachtet, die Antwort von

oskau ſofort zu veröffentlichen. Die engliſche Regierung beab-
ine die ganze Korreſpondenz über dieſe Frage ſobald als mög-
ich bekannt zu geben.

Einberufung des Völkerbundes.
London, 21. Juli. (Reuter.) Der Völkerbundsrat

ibt bekannt, Wilſon habe die n
ung für den 15. November nach Genf einberufen.

Rotizen.

Ein ſozialdemokratiſcher Ehrendoktor. Anläßlich der 800-Jahr-
feier der Stadt Zrribnſg i. Br. hat die rechtswiſſenſchaftliche Fakul-
tät der Freiburger Univerſität den ſozialdemokratiſchen Stadtrat
und badiſchen Staatsrat Wilhelm Engler zum Ehrendokor er
nannt. Engler hat nur die Volksſchule beſucht und dürfte als
Volksſchüler der erſte Ehrendoktor Deutſchlands ſein.

Von der inter parlamentariſchen Union. Den „P. P. R.“
wird geſchrieben: Der Generalſekretär der inter parlamentariſchen
Union hat die Mitglieder davon benachrichtigt, daß die 19. Kon
W der Union, die urſprünglich im Auguſt 1914 in Stockholm
tattfinden und dann zunächſt in dieſem Jahre abgehalten werden
ſollte, auf das Jahr 1921 verſchoben worden iſt. Auf Einladung
der ſchwediſchen Gruppe wird ſie in Stockholm ſtattfinden. Gegen
über der Haltung der franzöſiſchen und belgiſchen Parlamentarier,
die die Forderung ſtellten, daß die Parlamentarier Deutſchlands
und Oeſterreichs bis zum Beitritt beider Staaten zum Völkerbund
von der inter parlamentariſchen Unton ausgeſchloſſen bleiben ſoll-
ten, anderenfalls ſie ihre Mitarbeit verſagten, hat der interparla-
mentariſche Rat ſeine Anſicht dahin feſtgelegt, daß die Parlamen-
tarier aller Länder zur Mitarbeit herangezogen werden ſollen.

Gewerlſchaftliches.

Tagung des Ausſchuſſes de inene
Vom 6. bis 8. n tagte der Ausſchuß des Allgemeinen Deut

ſchen Gewerkſchaftsbundes im Berliner Gewerkſchaftshaus.
An erſter Stelle ſtand zur Beratung der Geſchäfts und Kaſſen

bericht des Bundesvorſtandes für das Jahr 1919.
ie Geſamteinnahmen des Bundesvorſtandes betrugen

1270 416,04 Mk. Davon entfallen auf die Titel „Bundesvorſtand“
682 843,11 Mk., „Korreſpondenzblatt“ 8892,73 Mk., „Gewertſchaft
liche Frauenzeitung“ 363 177,39 Mk., „L'Operaio Jtaliano“ 1201,63
Mark, „Oswiata“ 20345,17 Mk. und „Unterſtützungstonto“
193 956,61 Mk. Die Geſamtausgaben betrugen 1 342 304,89 Mt.
Hiervon entfallen auf die Konten: „Bundesvorſtand“ 461 994,61
Mark, „Korreſpondenzblatt“ 166 191,39 Mk., „Gewerkſchaftliche
Frauenzeitung“ 366 6556 Mk., „Oswiata“ 69 749,56 Mk., „Zentral-
arbeiterſekretariat“ 42 338,54 Mk., „Sozialpolitiſche Abteilung
52 518,98 Mk. und „Unterſtützungskonto“ 193 956,61 Mk. Der Ver-
e betrug 366 700,84 Mk.

Der Anregung, jungen Juriſten (Referendaren) in den Ge
werkſchaftsbureaus die Mö en einer gewiſſen Ausbildung zugeben, und ſie lei den Auf aſſungen und Bedürfniſſen der Ge-

werkſchaften näherzubringen, ſtimmte der Ausſchuß zu.
tiſtiſche Kommiſſion wurde auf 9 Perſonen beſtimmt und neu ge
wählt. Der Ausſchuß ſtimmte dem Antrag des Vundesvorſtandes
z vierteljährlich die Zahlen der Mitglieder der Gewertſchaften
neten und zu veröffentlichen. Die Asbeitsloſenſtatiſtit ſoſt

möglichſt der Reichsregierung überlaſſen, die Statiſtik der Lohn
bewegungen vereinfacht werden.

Am zweiten Tage ſetzten die Beratungen über die Organk-
ſation der Betriebsräte und die Herausgabe einer Betriebsräte-
zeitung ein. Mit den gleichen Fragen hatte ſich eine am 5. Juli
in Berlin ſtattgehabte Konferenz der Agitations- und Bezirksleiter

Legien berichtete über dieſe Konferenz und über
die ſeither in Gemeinſchaft mit der „Afa“ getanenen Schritte zur
Zuſammenfaſſung und Schulung der Beriebsräte. Der Vorſtand
des Deutſchen Metallarbeiterverbandes wünſcht die Einſetzung
eines Beirates bei der Gewerkſchaftlichen Zentrale der Bekriebs-
räte ſowie eine direkte Vertretung in der letzteren. Der Einſetzung
eines Beirats wurde zugeſtimmt. Jn dieſem ſollen die Arbeiter
bzw. Angeſtelltenmitgki der Betriebsräte aller Gruppen der
treten ſein. Die Namhaftmachung der Vertreter wurde den Vor
ſtänden der an den betreffenden Gruppen beteiligten Gewerkſchaften
überlaſſen. Ueber die Vertretung des Vorſtandes des Metall
arbeiterverbandes kam es zu einer längeren Ausſprache, in der
ketont wurde, es dürfe daraus für den Metallarbeiterverband
kein Sonderrecht abgeleitet werden. Schließlich kam man überein,
die Zahl der Mitglieder der Reichszentrale auf ſechs (drei Ver
treter des A. D. G. B., zwei der Afa und der Setkretär) ſeſtzu
ſetzen und gab dem Bundesvorſtand anheim, bei der Wahl ſeiner
Vertreter den Metallarbeiterverband zu berückſichtigen. Die „Be-
triebsräte-Zeitung“ ſoll vorerſt monatlich im Umfange von acht
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Seiten erſcheinen. Von der Gewerkſchaftlichen Zentrale der Be
triebsräte ſind bereits eine Reihe Muſterentwürfe für Geſchäfts
ordnung, Arbeitsordnung, Richtlinien für Einſtellungen und Ent
laſſungen aufgeſtellt, die der W r der Gewerkſchaftsvor
ſtände üerwieſen wurden. Die Geſchäftsordnung für die örtlichen
Betriesrätezentralen fand keinerlei Widerſpruch.

Jm Mittelpunkt der Tagung ſtand eine Ausſprache über Jndu-
ſtrieorganiſation im u und in den Lebensmittelberufen.
Sie wurde durch den Vorſitzenden des Fabrikarbeiterverbandes
durch eine längere Rede eingeleitet, in der der Beunruhigung in
folge dieſer neuen Beſtrebungen Ausdruck gegeben wurde. Auch
andere Vorſtandsvertreter ſchloſſen ſich dieſen Befürchtungen an,
insbeſondere die Vertreter der Arbeits freier Angeſtelltenverbände. Die Jdee der Jnduſrleorgen tion wurde da

gegen verteidigt von den Vertretern der Bauarbeiter und Metall
arbeiter. Die Debatte fand ihren vorläufigen Abſchluß in der
Einſetzung einer Kommiſſion von elf Perſonen, die gemeinſam
mit dem Bundesvorſtand und dem Vorſtand der Afa die Frage der
Schaffung von Jnduſtrieverbänden für Hand und Kopfarbeiter
prüfen und der nächſten Augſchutſizung Bericht erſtatten ſoll, ſowie
mit der Annahme eines Antrages Giebel, worin der Bundes-
ausſchuß erklärt, daß die Jdee der Jnduſtrieorganiſation nach den
Wünſchen der Bau und Metallarbeiter mit dem 8 5 der Bundes
ſatzungen im Widerſpruch ſtehe und ſo lange nicht verwirklicht
werden könne, als nicht der Gewerkſchaftskongreß dieſe Satzungen
geändert habe. Vom Vertreter des Bauarbeiterverbandes wurde
wiederholt erklärt, daß dieſer nicht daran denke, ſeine Beſtrebungen
anders als im Wege der Verſtändigung mit den in Frage kom
menden Verbänden durchzuführen.

Das Internationale Gewerkſchaftsburean in Amſterdam be
antragt die Abhaltung eines internationalen Gewerkſchaftskon
greſſes im November 1920. Der Ausſchuß ſtimmte dieſem Vor
ſchlag zu und beſchloß, elf Vertreter zu delegieren.

Mit den Zentralleitungen der chriſtlichen Gewerkſchaften und
HirſchDunckerſchen Gewerkvereinne iſt folgende Erklärung gegen

iſchinen

agiſch!
ie dort
rchricht

Erlaubnis, auf einige Stunden täglich nach Rio überzuſetzen.
Hier begab ſich eine aus uns heraus gewählte Kommiſſion zur
Behörde zwecks Erlangung der verſprochenen Ländereien uſw.
Man wollte nichts davon wiſſen und forderte als Beweis
ſtück das Schreiben der braſilianiſchen Regierung, welches
uns zur Auswanderung verleitet hatte. Hierzu war natürlich
niemand in der Lage wir beſaßen nur eine Zeitung, in
welcher die braſilianiſche Regierung ich glaube durch das
Schweizer Konſulat 3000 deutſche Landwirte nebſt Fa
milie aufforderte, nach dort zu kommen, unter den größten
Lerſprechungen. Die Anerkennung dieſes Artikels wurde glatt
abgelehnt mit der Bemerkung, dies könne jeder in
eine xbeliebige Zeitung hineinſetzen laſſenz
übrigens ſei gar kein Land vermeſſen und könne aus dieſem
Grunde auch nichts zur Verfügung geſtellt werden. Darauf
gingen wir zum Hilfsverein, der uns jedoch nicht helfen
konnte und uns zu einem deutſchen Stellenvermittler verwies,
durch den dann auch verſchiedene Stellung bekamen als Hand
werker, Arbeiter uſw. Es kamen auch täglich Agenten nach
der Blumeninſel, hauptſächlich von Kaffeeplantagen beordert,
wodurch auch einige Familien untergebracht wurden. Wie
ih ſpäter erfahren habe, ſollen tatſächlich einige Familien
Regierungsland bekommen haben, dem größten Teil jedoch

zirka 80 Familien wird nichts weiter übrig bleiben,
als Arbeit zu ſuchen bzw. ihrem Berufe nachzugehen, was ſie
unter bedeutend günſtigeren Verhältniſſen im Vaterlande
auch hätten haben können. Jch bin dann mit Hilfe eines
braſilianiſchen Bootsmannes heimlich ausgekniffen mit meinem

äck, welches mir einige Landsleute bereitwilligſt mit ins
oot halfen, nachdem viele Frauen und Kinder jammernd

Abſchied von mir genommen hatten, ungkluglich dar
über, daß ihnen nicht auch die Mittel zur Ver

Lung ſtanden, ebenfalls wieder nach derten Heimat fahren zu können.
s Land.W Braſilien iſt an und far ſich ein ſchönes und rei

B. I Ver jedoch die Abſicht dorthin zu machen, ſoll es ſich
in dreimal überlegen. Der vermeintliche Kapitalismus, den
r I er deutſche Arbeiter und llte mit dem Verlaſſen
lin J Pines Vaterlandes glaubt hinter ſich gelaſſen zu haben, macht

ha n Aera Kemhanht erſt richtig bemerkbar, Hier

elt nur der eine Rolle, der Vermögen be-
t, alle anderen ſind recht- und machtlos,

ſie friſten ein kärgliches Daſein in Spelun-
ken, von denen ſich auch der Aermſte hier keine
Vorſtellung machen kann. Würde man einen bra-
ſilianiſchen Arbeiter in eine Hamburger Arbeiterwohnung
von nur 1 Wohn und 1 Schlafzimmer mit Küche und gar
noch kleinem Balkon führen, er würde ſie vor Ehrfurcht kaum
zu betreten wagen; ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt, daß eine
ſaubere deutſche Frau ſie bewohnt. Jch hatte bei meiner
Rückfahrt und auch während meines Aufenthaltes drüben
genügend Gelegenheit, braſilianiſche Verhältniſſe zu ſtudie-
vren. Ganz beſonders habe ich mich erkundigt nach der Zu-
kunft eines Auswanderers, falls ihm tatſächlich Regierungs
land (Urwald) mit dem nötigen Zubehör gratis zur Ver-
fügung geſtellt wird. Faſt jeder heute in den Städten arbei-
tende Deutſche hat angefangen als Koloniſt, hat jahrebang
Urwald kultiviert, hat auch ſogar ſeine Freude zeitweiſe
daran erlebt, letzten Endes ſah er jedoch ſtets den
Profit für das im Schweiße ſeines Angeſichts
Produzierte in den Taſchen der Großen ver-ſchwinden. Alſo gerade das, wovor er ſich ge-
rettet zu haben glaubte, durch die Auswan-
derung findet er in erſchreckenderem Maßſtabe
drüben wieder. Was nützt es denn dem Koloniſten, wenn
er innerhalb drei Jahre es tatſächlich ſo weit e hat,
daß er ein beſcheidenes Häuschen beſitzt, womöglich ſogar mit
Veranda, kleinem Blumengarten, Geflügelhof, kleinem Vieh-
beſtand und kleiner Piantage? Es geht vielleicht einige Zeit
gut, dann zerſtört ihm ein Unwetter, eine Trockenheit, die
Jnſekten, wie Ameiſen, Termiten oder Heuſchrecken, alles,
woran er ſeine Freude hatte. Er fängt von vorne an, ja
zum zweiten- und drittenmal von vorne an, dann gibt
er es jedoch auf, und auf dieſen Augenblick warten gewiſſenloſe es Unter dem Druck der Verhältniſſe verkauft
er ſein mit vieler Mühe und Freude erbautes, ja erkämpftes
Anweſen für einen lächerlichen Preis und zieht in die Stadt,
dankbar, wenn er all ſeine Lieben wieder mitnehmen kann,
was wohl nicht immer der Fall ſein dürfte; denn ſo ſchön, wie

fällt ihm doch zum Opfer. Es gibt eben im Urwald nach
Ausſage vieler ehemaliger Koloniſten mehr Gefahren, als
man glaubt, gegen die ſich der Neuling erſt mit den Jahren
zu ſchützen lernt

All dies zuſammengenommen, muß ſich doch jeder vernünf
tige Mann ſagen, es iſt heute, trotz der teilweiſe ſkandalöſen
Zuſtände, im Vaterlande immer noch ebenſo gut wie in Bra
ſilien oder ſonſt irgendwo. Er friſtet hier jedenfalls immer
noch ein menſchenwürdigeres Daſein, wenn er ſeine Pflicht
tut; von dem Leben drüben im Urwald kann man dies nicht
behaupten, und er muß mehr tun als ſeine Pflicht, um nur
das zu erreichen, was er hier gehabt hat. Jch bin zum
Schreiben dieſes Artikels aufgefordert worden von den mit
mir nach Braſilien W Landsleuten, die da
durch hoffen, daß einflußreiche Perſonen es zuwege bringen,
ihnen ihr Los zu erleichtern.
Ein Deutſcher, der ſein Vaterland wieder klie-

ben gelernt hat.
Stadttheater. Heute, Donnerstag, abends 724 Uhr, gelang

die Operette „Hoheit tanzt Walzer“ zur Aufführung. Die Don-
nerstag-Stammkarten gelten am Freitag zur Oper „Carmen“.
Sonnabend wird das fröhliche Spiel „Als ich noch im Flügelkleide“
wiederholt. Sonntag, nachmittags 434 Uhr, Fremdenvorſtellung

Die Meiſterſinger von Nürnberg“.
Im ThaliaTheater gelangt am Sonntag den 25. Juli

abends 73 das Luſtſpiel „Komteſſe Guckerl“ von Schönthanr Koppel- d ſeiten des Stadttheater-Perſonals zur Auf
rung.
Städtiſche Kammerſpiele in Bad Wittekind. Die letzte Auf

führung von Goethes „Stella“, ein Schauſpiel für Liebende, fin
det in den Städtiſchen Kammerſpielen in Bad Wittekind am Frei
tag, den 28. Juli, abends 72 Uhr, ſtatt. Karten ſind im Vorver-
kauf an der Stadttbeaterkaſſe erhältlich. Die Abendkaſſe in Bad
Wittetind wird eine halbe Stunde vor Beginn der Aufführung
eröffnet.

Zoologiſcher Garten. Auf das heute ſtatfeſt unter t rn des Philharmoniſchen dende Sommer
r Leitung

das Klima dort teilweiſe ſein ſoll, der eine oder andere Karl Steuer, ſei nochmals hingewieſen.
er Prachtfeuerwerk. (Siene Anzeige.gutem
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rung. jede neue Erhöhung der Löhne und Gehälter abzulehnen, da ſ der Waſchkohle mit Zentner Bridetis der Abſchnitt mit der
nach längerer Debatte gegen wenige Stimmen ſich anſchloß: die Preiſe der deutſchen Erzeugniſſe die Weltmarktpreiſe ver gleichen r

Die Gewerkſchaftsorganiſationen Deutſchlands haben in der erreicht, zum Teil bereits überſchritten hätten, der Abſatz ſchon heute Die Beſtimmungen der Verordnung vom 6. 4. 20 über die
jüngſten Zeit ihren Einfluß auf die Geſtaltung der Lohn- und Ar überall ſtocke und eine abermalige Steigerung der Geſtehungs- Kohlenverſorgung 1920/21 finden hierbei entſprechende An
heitsverhältniſſe und der mit der Lebenshaltung der Arbeiterſchaft koſten durch weiteres Anſchwellen der Löhne und Gehälter und die wendung.
im Zuſammenhang ſtehenden Dinge nicht unbdträchtlich geſtärlt. daraus folgende Preisteuerung zur Kataſtrophe führen müſſe. Salle, den 20. Juli 1920
Deshalb bemühen ſich andauernd die organiſierten Arbeiter die Der Ausſchuß des Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbundes Die Ortskohlenſtelle.
Mitgliederziffern ihrer Organiſationen weiter zu erhöhen. Dieſes muß dieſe Kundgebung einer der ſtärkſten Arbeitgebervereinigungen
um ſo mehr, als die Entwicklung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe aufs tiefſte bedauern, da ſie der Verſtändigung zwiſchen den Or- III, Raqtras i
die Arbeiterſchaft vor Aufgaben größten Ausmaßes ſtellt, Auf ganiſationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer über die Rege- zu den Bedingungen für die Lieferung elektriſcher Energie
Jaben, deren Umfang und Bedeutüufig die Zuſammenfaſſung aller lung der Löhne und Gehälter Schwireigkeiten bereitet und in die zu Pauſchalpreiſen vom 14. März 1916.
Kräfte erfordert. Auf dieſer Erkenntnis beruht das Streben der Zuſtändigkeit der Arbeitsgemeinſchaften eingreift. Ein einſeitiger Die aus dem II. Nachtrag vom 24. April 1919 ſich ergebende
Arbeiterſchaft nach Vereinheitlichung der gewerkſchaftlichen For Lohnabbau ſeitens der Arbeitgeber würde Konflikte zwiſchen den Jahresgebühr iſt vom 1. Juli 1920 ab außerordentlich erhöht wor
nen. Wo ſich Fälle von Terror in Arbeiterkreiſen zeigten, ſind ſie Arbeitgebern und Arbeitnehmern heraufbeſchwören, die das Fort den. Siehe hierzu den V. Nachtrag zu den Bedingungen für die

beſtehen der für den Wiederaufbau unſerer Volkswirtſchaft not Lieferung elektriſcher Energie vom 26. Januar 1915. u

ven Organiſationszwang vereinbart worden, welcher der Ausſchuß

[x——— V

teeinflußt von dem Wunſch auf Stärkung ihrer Vereinigungen tzw. auf Schaffung ausſchlaggebender gewerkſchaftlichet Organi- wendigen Arbeitsgemeinſchaften unmöglich machen würden. Halle, am 13. Juli 1920. Der Magjiſtrak.
ſationen. Die Gewerkſchaften ſind ſich der Schwierigkeiten in der deutVon den Arbeitgebern iſt das Organiſationsſtreben der Ar ſchen Volkswirtſchaft hinſichtlich der Preisentwicklung ſowie der V. a z Halbeiter vielfach durch Zwangsmittel verſchiedenſter Art unterbun- Anpaſſung der Löhne und Gehälter an dieſe wohl bewußt und zu den Bedingungen für die Lieferung elektriſcher Energie z
den worden, die gegen organiſierte Arbeiter angewendet wurden. J gleichfalls davon überzeugt, daß eine Geſundung dieſer Verhält vom 26. Januar 1915. z eJn der Verurteilung derartiger Zwangsmittel ſind alle Organi iſe angebahnt werden muß. Eine ſolche kann und darf aber nicht Die aus dem III. Nachtrag vom 24. April 1919 und dem n
ſationen einig. auf Koſten der Arbeitnehmer dadurch erzielt werden, daß verſucht v. Nachtrag vom 27. Mai 1920 ſich ergebenden Strompreiſe

Sie müſſen auch einig ſein in der Verurteilung aller Fälle wird, durch Lohnverminderungen einen Preisabbau zu erzwingen. wer mit der für den Monat Juli 1920 maßgebenden Zähler-von gewaltſamen und geiſtigem Terrorismus, gleichgültig, ob die Vielmehr muß der Preisabbau die Vorausſetzung für eine An e bezw. ſt dem 1. Juli 1920 nochmals außerordentlich wie m

er von den Unternehmern, von einflußreichen Perſonen durch An paſſung der Löhne ſein. die auf den wirklichen Lebenshaltungs- folgt erhöht: rdrohung wirtſchaftlicher Nachteile oder durch Ausübung von Ge toſten baſieren müſſen. Auch genügt es nicht, daß die Großhandels- um 55 Pfg. für die Kilowattſtunde Kraftſtrom (8 41),
wiſſenszwang, oder von Anhängern der einen Gewerkſchaftsorgani preiſe einiger Lebensmittel an gewiſſen Umſchlagsplätzen vor um 50 Pfg. für die Kilowattſtunde Lichtſtrom nach dem Ge-
ſation gegen Anhänger einer anderen Gewerkſchaftsorganiſation übergehend im Sinken begriffen ſind, um daraus auf eine allge bührentarif 4)),ausgeübt wird. meine Verminderung der Lebenshaltungspreiſe zu ſchließen, ſon um 15 Pfg. tie Aitowattſtunde Lichtſtrom nach dem Woh

Die Koalitionsfreiheit, die in Art. 159 der neuen Reichsver- dern es bedarf der genauen Kleinhandelspreiſe, deren Jndexziffern nungstarif 4 IIa),
faſſung garantiert iſt, gibt den Arbeitern das Recht, ſich einer J allein den zuverläſſigen Maßſtab für die Beurteilung der Preis- um 24 Mark jährlich für jede Pauſchallampe und
Organiſation anzuſchließen, die ihrer Ueber gern entſpricht. hewegung abgeben. um 12 Mark jährlich für jede Lampe in ſelbſttätigen Treppen-
Dieſes für alle geltende Recht darf nicht in ein Unrecht, in den Die Gewerkſchaften müſſen entſchieden Verwahrung einlegen beleuchtungsanlagen (S 7).
Zwang aus nünden, den einzelnen in eine beſtimmte Organiſation gegen den einſeitigen Verſuch führender Arbeitgeberverbände, die Halle, am 13. Juli 1920. Der Magiſtrat.
zu preſſen. Die unterzeichneten Organiſationsleitungen verurteilen Lohnregelung der paritätiſchen Verſtändigung zu entziehen undjede gewaltſame VKinwirkung auf die Zugehörigkeit zu einer Or- der früheren Willkür kapitaliſtiſcher Herrſchaftsgelüſte zu unter- Bekanntmachung. T
ganiſation mit aller Entſchiedenheit. Sie fordern alle ihre Be ſtellen Gemäß den Nachträgen III bis V zu den Stromlieferungs- Nienamten. Angeſtellten, Vertrauensmänner und Mitglieder auf, inner- Zur Frage der Beteiligung lebenswichtiger Betriebe bei Gene- bedingungen ſind für die Monate Juli bis September 1920 für N 7
und außerhalb der Betriebe jedem Zwang auf organiſierte Arbeiter ralſtreiks wurden die Gewerkſchaftsvorſtände erſucht, für ihre Ver Kiederſpannungsſtrom folgende Preiſe und Gebühren zu bezahlen: die Bo
zum Zwecke des Austritts aus einer Organiſation oder des Ueber valtungsorgane Richtlinien über das Verhalten ihrer Mitgliedee 168 Pfg. für die Kilowattſtunde Kraftſtrom (8 41), don

a tritts von einer Organiſation in eine aſdere auf das nachdrück- in ſolchen Fällen aufzuſtellen. 276 vſg. für die Kilowattſtunde Lichtſtrom (F 4 1), e
lichſte entgegenzutreten.“ 250 Pfg. für die Kilowattſtunde Lichtſtrom für Wohnungen Truppi Sti lgende Erklä nde nie de Verinigeng Bereeet Aeeiſheberrereinhe Amtliche velumntmachungen für Halle l. J. 6. o M ahresgebühr für jede ſechzehnkerzige Lampe in W

betreffend Lohnabbau angenommen: lbſttätigen Treppenbeleuchtungsanlagen und engliſchDie Vereini Deutſcher Arbeitgeberverbände hat in ihrer Ka Grudekarten betreffend. ſelbſttätige Phur Wir rAusſorn enrg dom 20 in 1920 einen Mahnruf an alle ihr Für die Zeit vom 1. Auguſt bis 31. Auguſt 1920 gelten von 81,60 M. Jahresgebühr für jede Lampe in Pauſchalanlagen. zur Pr
angeſchloſſenen Arbeitgeberverbände gerichtet mit der Aufforde der gelben Grudekarte Nr. 2 die Abſchnitte JQu, zum Bezuge Halle, am 14. Juli 1920. Der Magiſtrat. ler
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Partei Angelegenheiten
Funktionärſitzung am Donnerstag, den 22. Juli,bends 726 Uhr, in Wilsdorfs Gkrelliſchafre“

haus, Karlſtr. 14. Pünktliches und voll-ähliges Erſcheinen unbedingt erforderlich. Legiimationskarte mitbringen. gt erforderlich. Legi

nd die Der Vorſtand d. Soz. Ver. Halle
e J. A.: Mükler.v. viel „Freier Sängerchor“. Freitag abend 6 bis 8 Uhr im
reiche gereinslokal „Zum Schultheiß“, Merſeburger Str. 10,

Zingeſtunde. Nach 8 Uhr Vorſtandsſitzung. Wiritten das zu beachten und vollzählig und pünktlich zu

ihr rſcheinen. Der Vorſtand.ArbeiterFungend. Heute, Donnerstag, abend treffen
deichs. h die Genoſſen um 7 Uhr an dem Peißnitzſpielplatz. Um

J Fz. Zt ahlreiches Erſcheinen bittet Der Vorſtand.

ihres Ofigiere A Jfereat 5 n l J.Halle 22. Juli 1920.
1hege die Reform der Veigldung der ſtädtiſchen Veumten

ſogial und Angeſtellten.
t Bol. Nachdem die Beſoldung der Reichs und Staatsbeamten nun-
daß ſich er faſt überall neu geregelt worden iſt, auch viele Kommunen
lerend eue Beſoldungsordnungen für ihre Beamten aufgeſtellt haben,
2 W ind jetzt auch in Halle die Vorarbeiten dafür nahezu fertig.
7 r die Verhandlungen, die mit den Ausſchüſſen der Beamten und
n 'det d Penet Bogen haben, ſind reſtlos mit dem Erfolge einer

nrin tevend der Beſoldungsplan für die Beamten der Stadt

en allehre n I. (4000, 4300, 4600, 4900, 5200, 5500, 5700, 5900,
500 Mark.

Gruppe II. (4300, 4700, 5000., 5300, 5600. 5800, 6090,
6400 Mark.) Leihamtsboten (bisher Leihamtsdiener),

n für Nagiſtratshoten, Pförtner beim Schlacht und Viehhof.
erſor- Gruppe III. (4600, 5000, 5400. 5700, 6000, 6300, 6500.
eich W e art) Ermittlungsbeamte aus der Reihe der Boten,

ſenboten.ithün hen 5200. 5800. 6200. 6500, b. 7100
durq 7500 Mark.) Aufſeher der Straßenreinigung, Desinfektoren,

ſenerwehrmänner (Die erſte Alterszulage wird erſt nach Er-
eichung des 28. Lebensjahres gewährt), Hallenauſſeher beim

lt. hlacht und Viehhof, Polizeiwachtmeiſter (nach Erreichung der
er der n 7300 nach Gruppe V), Verwalter des Rathauſes (bisher

athausſchaffer).
wurde Gruppe V. (5400, 5800, 6200, 6600, 7000, 7300, 7600, 79090,

ſechs o Mark.) Botenmeiſter, Erſter Magiſtratsbote, Gebühren-
verur- M rreber, Kabelnetzkontrolleur beim Elektr.«Werk (bisher Kabel-

Ver- P ehaufſeher), Kontrolleur der Gasanſtalt bezw. Leitungs-
der im nrolleur, Kriminalwachtmeiſter, Leihamtstaxatoren (die jetzigen
tſchriſt z elleninhaber nach Gruppe VI), Oberdesinfektor, Oberfeuerwehr-
reſſe, I inner, Obergärtner ohne abgeſchloſſene Fachſchulbildung,

olizeioberwachtmeiſter (nach Erreichung der Stufe 7300 nach
Hruppe VI), Schlachthofsverwalter (bisher Schlachthofsoberauf-

d mit er. Steuererheber und Verwaltungs-urzen ſiſtenten, Zeichner beim Gas und Waſſerwerk
inter- A. uppe VI. (5800, 6300, 6800, 7300, 7700, 8100, 8500,
d naq 700 Mark.) Feldwebel der Feuerwehr Kriminaloberwacht-

meiſter und Bezirksoberwachtmeiſter. Lagerverwalter beim
erung Flektr.- und beim Gas und Waſſerwerk (die jetzigen Stellen-
iſt ein M iwaber nach Gruppe VII), Materialienverwalten bei der Tief
t nach auverwaltung (die jetzigen Stelleninhaber nach Gruppe VII),
ichiſche eiſter in den ſtädt. Werken (die jetzigen Stelleninhaber nach
g, daß I ruppe VII), Verwaltungsſekretäre einſchl. Jnſpektor des Aſyls
ri be- r Obdachloſe. Verwalter des Stadtgottesackers.
egent Gruppe VII. (6200. 6700, 7200, 7700, 8100. 8500, 8900.
Berlin I 2300 Mark.) Obergärtner mit abgeſchloſſener Fachſchul
g nur ildung, Obermeiſter in den ſtädt. Werken, Obermaſchinenmeiſterhen im Stadttheater, Stadtſekretäre und Jnſpektoren des Riebeck
e Stiftes des Hoſpitals, des Rathauſes, Techniſche Stadtſekretäre

a rer des Nordfriedhofes.e h erück 200 Mark.) Abteilungsvorſteher beim Arbeitsamt (mit wiſſen
haftlicher Vorbildung; ſonſt Gruppe VII), Abteilungsvorſteherin
im Jugendämt (mit wiſſenſchaftlicher Vorbildung; ſonſt

eſchluß ruppe VII), Brandmeiſter, Jngenieur beim Gas und Waſſer-
erl, Ingenieur beim Tiefbauamt (der jetzige Stelleninhaber

den ch Gruppe IX), Jnſpektor der Straßenbahn, Jnſpektor des Stadt-
e bades, IJnſpektoren des Gertraudenfriedhofes und Säüdfriedhofes,
et hat candmoeſſer, Leiterin der Kriegshinterbliebenenfürſorge, Ober
at her iſekretäre. Oberinſpektor des Alters- und Pflegeheims und
geſagt, ſpettor des Leihamtes, Oberinſpektor der Straßenreinigung (der
e n vie Stelleninhaber nach Gruppe IX), Polizei und Kriminal-

den ſommiſſare, Stadtſchweſter, Techniſche Oberſtadtſekretäre (Stadt-
du und Stadtbetriebsingenieure).

lir das Gruppe IX. (7600, 8300, 9000, 9600, 10 200, 10 800, 11 100,
Frage 490 Mark.) Büroinſpektoren, Diplomingenieur für Tiefbau,
wurde Wagenieur für Brückenbau, mit der Amtsbezeichnung „Stadtbau-
erſetzt Noter“, Polizei und KriminalOberkommiſſare, Stadtbaumeiſter
un mit Frütz, Quambuſch und Pietſchmann nach Gruppe Techniſche
en ge erſtadtſetretäre (Stadtbau, Stadtbetriebs-Jngenicure in ge-

u. a venen Stellungen), Tierarzt.
Zucker, „„Sruppe X. (8400, 92009, 10 000, 10 800, 11 300, 11 800,

12300, 12 600 Mark. Betriebsdirektor der Straßenbahn, Direktor
s Statiſtiſchen Amtes, Gartendirektor. Kriminalinſpektor.
siſtratsaſſeſſoren, Oberingenieur beim Gas und Waſſerwerk
Stelleninhaber iſt zur Zeit Angeſtellter), Obertierarzt, Polizei-
ſpektor Rechnungsdirektor, Sparkaſſendirektor, Stadtrentmeiſter,
wergee yeltor Vermeſſungsdirektor (bisher Vermeſſungs-
in r).al die Gruppe XI. (9700, 10 700, 11,700, 12 500, 13 309, 13 700,

ppe 100, 14 500 Mark.) Branddirektor, Bürodirektor, Direltor des
itweſie beitsamtes, Direktor des Jugendamtes, Direktor des Nahrungs

Jetzi ittel-Anterſuchungs-Amtes, Direktor des Schlacht- und Viehhofes,
kleine tektor des Wohnungsamtes, Direktor des Zoologiſchen Gartens,

3000 i anſtratsräte Magiſtratsbauräte, Muſeumsdirektor, Polifgei-
ten R 1. Schularzt.derr s re XII. (11 200 12200 13 200 14200, 15 100 16
mringt s Mark.) Direktor des Elektrizitätswerkes, Direktor der

und I enbahn, Direktor des Gas und Waſſerwerkes. (Dazu je eine
e penſionsfähige jährliche Sonderzulage von 3000 Mark, bleibt

d der Berechnung des Ausgleichzuſchlages außer Betracht.)
ſo Gruppe XIII. (13 200, 15 600, 18 000, 19 000, 20 000 Mark.)
s noch Stadtarzt, Profeſſor Dr. von Drigalski, Sondergehalt.nee gab Die Gehaltsſätze in den einzelnen Gruppen entſprechen ge

voll an denen der neuen Reichsbeſoldungsordnung. nur bezüglich der
zrdurch ngruppierung kommen Abweichungen vor durswen da u
rgenuß ſunſten der ſtädtiſchen Beamten. Die Gruppe I, die in der Reichs
igfalti i oldungsordnung für die „Beamten mit einfachen Dienſtvor-
dte zu Otungen, beſtimmt iſt, bleibt hiernach unbeſetzt.
wiſchen Mief Ebenſo die Gruppe XIII, die man wohl für die Stadträte
nie de erviert hat. Die Teuerungs- und Kinderzuſchläge ſollen eben-

ls im Rahmen der R. V. O. gehalten ſein.

Das letzte Wort haben nunmehr die Stadtverordneten. Wie
wir hören, wird dort verſchiedentlich beabſichtigt, die Teuerungs-
We ſge abweichend von den Sätzen in Reich und Staat feſtzu-
etzen.

Die Strompreiſe und die Rentabilität des ſtädtiſchen
Elektrizitätswerkes Halle.

Darüber wird uns vom Betriebsrat des ſtädtiſchen Elektrizi-
tätswerkes folgendes geſchrieben: Jn der letzten Stadtverordneten
ſitzung wurde Einſpruch erhoben über die Strompreiſe. Es wurde
indirekt der Betriebsleitung der Vorwurf gemacht, den Preis
zu hoch bemeſſen zu haben, um Mittel zur Aufbeſſerung der Ge-
hälter und Löhne des Perſonals zu haben. Der Betriebsleitung
einen Vorwurf zu machen, iſt unberechtigt, denn gerade ſie und
der Betriebsrat ſahen den neuen Strompreiſen beängſtigt ent-
ſern weil dieſe eine Verminderung der Stromabnahme herbei-
führen mußten, welche ſich dann auch ſofort auf 11 Proz. bemaß.
Hauptſächlich waren es die Vertreter der Straßenbahn, welche
uns Vorwürfe machten, daß wir den Strom ſo billig verkauften.
Sie wollten von uns billigen Strom haben, aber die Bürger-
ſchaft ſollte bluten. Darauf konnte nicht eingegangen werden,
was hätten dazu unſere Großabnehmer gefagt? Der Vorwurf, daß
von der Straßenbahn zu hohe Strompreiſe genommen werden,
iſt ebenfalls unberechtigt. Wenn die Straßenbahn eigenen Be-
trieb hätte, könnte ſie nie einen ſolchen Strompreis erzielen wie
in dem ſozialiſierten Betrieb des ſtädtiſchen Elektrizitätswerkes.
Dem Betriebsrat von der Straßenbahn iſt folgende Frage zu ſtellen:
„Warum rentieren ſich die Straßenbahnen, welche von Unter-
nehmern bewirtſchaftet werden?“ Umgekehrt iſt es bei den Elet
trizitätswerken, welche in dem Beſitze von Unternehmern ſind.
Davon haben viele ihren Betrieb eingeſtellt. Das hieſige Werk
ſtellt jedoch durch ſeine heutige Rentabilität viele andere Werke
in Schatten, obwohl hier Strompreiſe von 75 und 90 Pfg. erhoben
wurden. Andere Werke aber 3,50 Mk. für die Kilowattſtunde
nehmen. Heute ſteht die Kilowattſtunde im Durchſchnitt auf
4 Mt., während Halle nur 2,60 Mk. fordert. Woher kommt nun
dieſe Leiſtung Hier waltet die Technik und nicht der Juriſt.
Die Betriebsleitung ſtand vom erſten Tage auf dem Standpunkt,

Romeo und Fulig auf dem Dorfe.
So benennt ſich eine Novelle des großen Schweizer

Dichters Gottfried Keller, mit deren Abdruck wir
morgen beginnen. Dieſe Dichtung aus dem berühmten
Novellenzyklus Kellers, des ſchweizeriſchen Goethe, wie
er auch genannt wird, gehört unbeſtreitbar zu den her-
vorragendſten Werken der Wetltliteratur. Eine tiefe
Tragik erfüllt die Geſchichte des bäuerlichen Liebespaares
Romeo und Jnlig, die Keller mit unvergleichlicher Ge-
ſtaltungskraft erzählt und unſerem Gemüt durch ſeine
reichen Ausdrucksmittel nahe bringt. Wohl iſt Gottfried
Keller längſt unter den Sternen unſerer größten Dichter
aufgenommen, aber ſeine Worke ſind noch nicht ſo tief
ins Volk gedrungen, wie ſie es verdienten. Mit „Romeo
und Juliag auf dem Dorfe“ glanben wir unſern Leſernm die
Schönheit Kellerſcher Dichtungen deshalb am beſten er-
ſchließen zu können.

großzügig zu handeln. Den Stadtvätern wurden oft bange Sor-
gen, wenn ſie die Banſummen für das Wert bwilligen mußten.
Es wurde nicht nur das angeſchafft, was gerade gebraucht wurde,
ſondern auch an die Zukunft gedacht wodurch große Unkoſten er-
ſpart wurden. Das Elektrizitätswerk iſt init allen techniſchen
Fortſchritten der Neuzeit ausgerüſtet, und nichts wird unbeachtet
gelaſſen, welches zur Hebung der Produktion des Werkes beitragen
lann. Ein großer Fehler von der noch heute juriſtiſchen Verwal
tung der Stadt war es, die Gehälter der techniſchen Beamten
unter die der Juriſten zu ſetzen. Jn den techniſchen Groß-
betrieben werden die beſten Kräfte gebraucht, was mit einer an-
ſtändigen Bezahlung zuſammenhängt und nur ein energiſches Zu-

ſammen arbeiten der Kopf und Handarbeiter
bringt den Erfolg. Die Elektrizitätsarbeiter ſtehen auf dem
Standpunkt, daß nur durch poſitive Arbeit das Wirtſchaftsleben
aufgebaut werden kann. Ein gutes Zuſammenarbeiten aller Mit
arbeiter iſt gerade in dieſem Werke zu finden. Wir bedauern es
immer wieder, daß Magiſtrat und Stadtverordnete, welche vom
grünen Tiſch urteilen, nicht ſich ſelbſt überzeugen, wie dieſe Werte
geſchaffen werden. Das Zuſammenlegen ſämtlicher ſtädtiſchen
Werke wäre ein großer Hemmſchuh für die Sozialiſierung wie für
das Wirtſchaftsleben. Man kann nur Werke zuſammenlegen,

welche Jntereſſengemeinſchgft haben. Die Werke müſſen ſich gegen-
ſeitig anſpornen. Das ſind die Beſtrebungen des Sozialiſierungs
gedankens. Wenn man dieſe vroduktiven Werke als Verſorgungs-
anſtalten benutzen will, ſo hört der Geiſt auf, zu arbeiten. Der
Aufbau des Wirtſchaftslebens gehört der Technik. Wir rufen
den Stadtvätern zu, ſtellen ſie an den Oberbürgermeiſterpoſten
einen techniſchen Leiter, welcher mit Betriebsräten, die ihrer Stel-
lung gewachſen ſind, arbeitet, ſo werden ſie bald den Erfolg ſehen.

Die Reſchsgewerkſchaft der Eiſenbahner.
Demokraten, Zentrum und Volksparteiler im Bunde.

Am 4. Juli d. J. iſt das Organ der „Reichsgewerkſchaft“
Deutſcher Eiſenbahnbeawten und Anwärter zum erſtenmal vor die

Oeffentlichkeit getreten. Für uns iſt es erfreulich. daß endlich
dieſer Block der Eiſenbahnbeamten ſich ſeinen Mitgliedern gegen-
über entpuppt. Dieſe werden aus der veränderten Firma erſehen,
mit welch ängſtlichen Erwartungen die Herren Schuldt und Ge-
noſſen die erneute Zerrüttung in der ſogenannten „Einheitsorga-
niſation“ der Reichsgewerkſchaft erblicken. Hiernach hatte der Ar
tikel im Deutſchen Eiſenbahner: „Dem Ziele entgegen“ recht.

Uns der Lüge zeihen, wenn wir vhehaupten, daß die Reichs
gewerkſchaft da anfange, wo der Gewerkſchaftsbund Deutſcher
Eiſenbahnbeamten vor zwei Jahren ſeine Laufbahn begonnen hat.
beweiſt, daß der Regiſſeur die ſozialiſtiſche Beamtenſchaft immer
noch für naiv hält. Wir ſtellen feſt, daß unſere Behauptung heute
ſchon bewieſen iſt, weil es überhaupt unmöglich iſt, eine Samm
lung aller deutſchen Eiſenbahnbeamten in einer rückwärts politiſch
orientierten und von Wirrköpfen geleiteten Reichsgewerkſchaft zu
bringen. Niemals läßt ſich der politiſch ſreie Beamte vor einen
den aus dem Sumpf gezogenen Karren ſpannen, dem ſämtliche
Räder zerbrochen ſind. Bei der jetzigen Leitung und ſonſtigen Ver-
bältniſſen würde das auch enorme Koſten verurſachen. Dieſes
Finonzgeſchäft zu regeln, beſorgen die ſozialiſtiſchen Beamten
ſelbſt, indem ſie zu Scharen die Fahne der Herren Schuldt und Ge
noſſen verlaſſen. Schon am 13. Januar, alſo zwei Tage nach
Gründung der Reichsgewerkſchaft, begann der Zerſetzungsprozeß
ohne unſere Hilfe Mit treudeutſchem Gruß fordern die mittleren
Beamten in einem Flugblatt die Bildung einer „Fachgewerkſchaft
der Eiſenbahnbeamten in gehobener Stellung“,

Wo ſind nun die 300 000 Mitglieder. wenn man ſagt „Wir
dürfen der neuen „Reichsgewerkſchaft“ erſt beitreten, wenn unſer
Ziel, die Sicherung unſerer Berufsintereſſen (ſoll natürlich heißen

der Reichsgewerkſchaft“ zu zahlen. Hierdurch hat dieſe Pflicht,
bei der neuen Einſtufung der Beſoldungsordnung für dieſe Herr-
ſchaften die Mittel zu verewigen und nicht, wie im Haushalts-
ausſchuß, ſich der Stimme (1. Vorſitzender, demokr. Reichstags-
abgeordneter Schuldt) zu enthalten.

Wenn die Reichsgewerkſchaft höhere Ziele hat, als eine Ar-
beitergewerkſchaft, ſo iſt dieſes Ziel Jlluſionspolitik für diejenigen,
die eben nichts lernen und ſehen, was die freien Gewerkſchaften,
was der „Deutſche Eiſenbahnerverband“ für Beamte und Arbeiter
bis jetzt zur Erlangung von Tariflöhnen und für die Beſoldungs
reform geleiſtet hat, natürlich ohne Fälſchung der Tatſachen und
Unterſchriften. Wir ſtellen feſt, daß die große Anzahl der ſich jetzt
im D. E.-V. organiſierten Beamten allein unſere Ziele kennen
und was die Hauptſache iſt, dieſe gutheißen. Wir ſtellen weiter
feſt, daß wir wohl nie Arbeitergewerkſchaft ſind und unſere Kol
legen ihren Stolz darin ſehen, als nützliche Arbeiter in der Repn
blik exiſtenzberechtigt zu ſein. Nie können wir begreifen, daß eine
reine Beamtengewerkſchaft es unternimmt, dauernd ſich um Ar-
beiter zu bewerben und zu organiſieren, um die leiſtungsunfähine
Reichsgewerkſchaft zu unterhalten. Bei der geringen Anzahl Ar
hänger aus Arbeiterkreiſen wird es allerdings nicht notwendig
ſein, deren wirkliche Jntereſſen zu vertreten, ſondern es genügt,
wenn dieſe helfen, die dauernd leere Kaſſe der Reichsgewerffchant
zu füllen. Auch dieſe Jrregeleiteten werden früh genug aus
ihrem Schlaf des Standesdünkels erwachen.

Ganz klar läßt ſich in der Wochenſchrift des Nſſiſtentenver
bandes der Zerſetzungsprozeß dieſer Uebergewerkſchaftler in einen
unter dem Stichwort Außenſeiter veröffentlichten Artikel erkennen.
Es iſt daraus zu erſehen, daß ſich die Aſſiſtenten der Direkions
bureaus und Aemter am 18. Juni vereinigten und der 1. Vor
ſitzende in letzter Stunde ruft, ja nicht revolutionär zu werden,
um die „gewerkſchaftliche Arbeit des Vorſtandes zu ſtören. Hier
erſchallt der Ruf: „O heiliger Florian, verſchon' mein Haus,
zünd' andere an!“

Darum beſtätigt es ſich, wenn in der am 26. Juni d. J. er-
ſchienenen Wochenſchrift der Aſſiſtenten geſagt wird, die höheren
Zielen zuſtrebende Beamtenſchaft nicht mit kleinlichem, wider-
wärtigem, entmutigendem Hader und durch ſchubſen, beißen und
beſpucken einzelne Klaſſen an ihrem Fortkommen zu hindern.
Alſo, es ſteht feſt, nicht Reorganiſation treibt die Reichsgewerk
ſchaft und die Dutzende Klimbimvereine, ſondern eine Desorgani-
ſation nach früherem Muſter. Ein Spaß. für Spötter.

Trotzdem wollen wir freigewerkſchaftlich organiſterte Beamte
uns nicht zu dieſen Spöttern rechnen. Unſer ſozialiſtiſches Jdeal
läßt derartige Dummheiten nicht zu. Wir wiſſen, daß die immer
wieder irregeleitete Beamtenſchaft bald erkennt, daß es für ſie in
den Reihen der Reichsgewerkſchaft kein Bleiben mehr gibt: ebenſo
wie für den Generalſekretär Funk, der am 13. Juli zurücktrat
von einem Poſten, den ein wirklicher Gewerkſchaftler nicht wieder
übernehmen wird.

DJ

„R. V.
Es gibt wohl auch heute noch einen Teil der halleſchen Ar

beiterſchaft, der in die Tiefen der Bedeutung dieſer beiden Buch-
ſtaben noch nicht hat eindringen können. Und wenn uns die Kon
ferenz von Ende März, in der über die Lehren aus dem HGeneral-
ſtreikt (Kapp-Putſch) geſprochen werden ſollte, an der betanntlich
alle Parteien und Gewerkſchaften teilnahmen, nicht Aufklärung
gebracht hätte, dann ſtände heute noch ein größerer Teil der Ar-
beiterſchaft vor einem Rätſel. „Revolutionäre Vertrauensleute',
ſo nennt man in Halle die Korporation, in die nur wirklich waſch-
echte „revolutionäre“ zugelaſſen werden, von denen man weiß,
daß ſie auch wirklich auf dem Boden des „revolutionären“ (halle-
ſchen) „Klaſſenkampfes“ ſtehen. Und daß auch nur ſolche Zutritt
zu den Sitzungen haben, das konnte man geſtern abend klar er
kennen. Zur Tagesordnung ſtand ein Antrag: „Wie ſtellen ſich
die R. V. zur Kündigung der Arbeiterſekretäre.“ Ja, dieſe beiden
„Arbeiter“ſekretäre habens den R. V. angetan. Man hatte auch
den Vorſtand des halleſchen Gewerkſchaftskartells, der bekanntlich
auch ausſchließlich aus Anhängern der U. S. P. beſteht, zu der
Sitzung gefordert, um ſo Rede und Gegenrede hören zu können,
die über die Gründe zur Kündigung Aufſchluß geben ſollten.

Man ſieht an dieſer Erſcheinung ſchon, wie weit das Selbſt
beſtimmungsrecht unter revolutionärem Regiment geht. Richt
die Gewerkſchaften und deren Mitglieder entſcheiden über die Ar-
heit ihrer angeſtellten Sekretäre, nein, ſie geben nur die Mittel
her. Jn welcher Form die Angeſtellten dann arbeiten, ob zur Zu
friedenheit der Gewerkſchaftsmitglieder, darüber entſcheiden nicht
dieſe, ſondern die R. V.

Daß der Kartellvorſtand unter dieſer Sitzungs- Zuſammenſetzung
einen ſchweren Stand hatte, war klar. Und man hatte denn auch
gewiſſermaßen ein „Fehmgericht“ eingeſetzt, daß darüber entſchei-
den ſollte, ob die beiden „Arbeiter“ſekretäre das Vertrauen der
R. V. genießen oder ob der Kartellvorſtand zurücktreten ſoll. So
wurde in einer zu allem Ueberfluß eingebrachten Reſolution ge
ſagt. Aber es war nicht möglich, dieſe eine Frage zu beantworten:
„Welche Gründe haben zur Kündigung geſührt“, weil andauernd
darum herum geredet wurde, und vor allen Dingen dieſe Sitzung
von den „Arbeiter“ſekretären Lemck und Bowitzki, dazu gebraucht
wurde, kübelweiſe perſönlichen Schmutz über einander quszuſchüt-
ten, der großen Phantaſie von der wirtſchaftlichen Räteorganiſation
das Wort zu reden und dergl. mehr. Aber gerade dieſe Tonart
ſcheint den R. V. am beſten zu gefallen, hier ſind ſie in ihrem
Element. Revolutionäre Phraſen in Hülle und Fülle,
nur her damit, die R. V. werden für Verarbeitung in den Berrie-
ben ſchon Sorge tragen. Nennt man das Arbeit im Sinne einer
Einigung des Proletariats? Kann was anderes als Cinigung
heute für die geſamte arbeitende Bevölkerung überhaupt noch
maßgebend ſein, angeſichts der ſchwierigen, politiſchen und wirt-
ſchaftlichen Nöte unſeres Volkes? Hier erleben wir, wie zwei
Konkurrenten in der Betriebsratsfrage ſich die gegenſeitigen An-
ſichten mürbe machen wollen, wie angefangen wird, zur Selbſt
zerfleiſchung der eigenen Partei zu ſchreiten, was unter dieſen Um
ſtänden nicht ausbleiben kann. Nur weiter ſo, je eher die halleſche
Arbeiterſchaft erkennt, daß mit Phraſen und leeren Worten keine
Volksgeſundung herbeigeführt werden konn, ſondern daß dadurch
der Verhetzung der Volksmaſſen die Krone aufgeſetzt wird, um ſo
eher erleben wir, das, was der Parteiredner der U. S. P. in der
geſtrigen Sitzung zum Austrag brachte: Jwieſpalt in den
eigenen Reihen. Die Zeit wird uns ja lehren, wie weit
der „Prophet“ Recht behalten wird, hoffentlich recht viel. Dann
wird mancher das erleben, was auch Ströbel, Kautsky und andere
haben erleben müſſen. Die Stürme ſind unausbleiblich und „wehe“
dem, der vom Sturme hinweggefegt wird.

Es iſt ſchon herrlich weit gekommen unter den Genoſſen der
U. S. P. D., wenn ſie ihren eigenen Parteigenoſſen Winkler mit
dem Koſenamen „Spitzel“ dekorieren, weil er eine den Anſchauun-
gen Lemcks und Bowitzkis und der R. V. Leute gegenteilige Anſicht
pertritt. Armer Winkler, bald wirſt auch Du den Weg gehen
müſſen, den in Halle jeder geht, der in der halleſchen rrrrevolutio-
nären Arbeiterſchaft zur Vernunft und Einkehr mahnt. Mit dem
Kopf im Sande folgt ſie „Führern“, wie dieſen beiden Muſter-
exemplaren von „Arheiter“ſekretären, nichtwiſſend, daß aus dieſem
Traum eines Tages ein Erwachen folgt.

Wegen Regelung der Lohn und Arbettobedingungen und Ent-
ſchädigung der Lehrlinge iſt auf Grund der mündlichen Verhand
lung in der Sitzung des Schlichtungsausſchuſſes für Halle und den
Saalkreis am 2. Juli 1920 in Sachen des Deutſchen Holzarbeiter-

Standesintereſſen) erreicht iſt. Kennzeichnend iſt die Aufforde-
rung keine Beiträge zur großen „Beamten-Einheitsorganifation

Jahlſtelle Halle, Antragſteller, gegen 1. Arbeitgeber
ſchutzerband, Vez. Halle. 2. Tiſchlerzwangsinnuna. Antragsgegner,
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folgender Schledsſpruch ergangen und verkündet: 1. Die An
tragſteller erhalten einen weiteren Zuſchlag zu den geltenden
Grundlöhnen des Reichstarifvertrages für das Deutſche Holz-
gewerbe vom 3. ekruag 1920 (S. 5 S 19 Tarifkl. II) in Höhe von
15 v. H. ab 1. Juli 1920, ſo daß nur die Teuerungszuſchl zu
den Grundlöhnen insgeſamt 40 v. H. betragen. 2. Der er van
kann grundſätzlich tariflich geregelt werden. Die Regelung dar
nur nicht gegen geſetzliche Beſtimmungen verſtoßen. Die im Re
tarif für das deutſche Holzgewerbe in Abſchnitt 12 ſtehenden Be-
ſtimmungen darüber verſtoßen nicht gegen das Geſetz. Sie haben
daher uneingeſchränkte Geltung für den Arbeitgeberſchutzverband.
Für die Tiſchlerzwangsinnung werden dieſelben Beſtimmun
durch dieſen Schiedsſpruch eingeführt. Sie verſtoßen nach Ueber
zeugung des Schlichtungsausſchuſſes nicht gegen geſetzliche Beſtim
mungen, obwohl die Jnnung am 15. Januar 1920 Beſtimmungen
getroffen hat, die dem Schiedsſpruch vom 18. Oktober 1919 ent-
ſprechen und den Beſtimmungen des angezogenen Reichstarifs
widerſprechen. Die Antragſteller unterwerfen ſich dem Schieds-
W Die Antragsgegner unterwerfen ſich dem Schiedsſpruch
nicht.
Urnfall. Jn der Trothaer Straße ſprang ein junges Mädchen

während der Fahrt von der Elektriſchen und fiel auf das Pflaſter,
hne dabei Schaden zu nehmen. Es raffte ſich ſchnell auf, ſtieß
aber in dieſem Augenblicke gegen einen Radfahrer, wodurch es
wieder zu Falle kam und dabei 2 Finger der rechten Hand brach.

Federvieh geſtohlen. Geſtern abend wurden aus einem Grund-
ſtück in der Trothaer Straße 1 Gans und 5 Hühner geſtohlen
ind auf dem Hofe einer in der Nähe befindlichen Ziegelei abge
t Als Täter follen ein Pole und ein Knabe in Frage
ommen.

Bund zur Erhaltung und Mehrung der deutſchen Volkskraft.
Acker „Lettin“, Pächterverſammlung Sonntag, den 25. Juli 1920,früh o or im Reſtaurant „Lindenhof“. Dringendes Erſcheinen
erwünſcht.

Bund zur Erhaltung und Mehrung der deutſchen Volkskraft.
Acker „Beeſener-Weg“, „Beeſener-Exerzierplatz“ und „Grube von
der Heydt“, Pächterverſammlung Freitag, den 23. Juli, 6 Uhr
rbends. Treffpunkt am Eingang Pulvermagazin. Dringendes
Erſcheinen notwendig.

Stärkeres Bier wer braut ſolches? Der berufliche Stolz
jedes Brauers hat in den Kriegsjahren ein großes Maß Beſcheiden-
heit annehmen müſſen, weil infolge der mehr als geringen Gerſte-
zuteilung durch die Reichsſtelle ſein Fabrikat in nie für möglich ge-
haltener Verdünnung hergeſtellt und verkauft werden mußte. Der
dadurch wie auch durch die notwendig gewordene Verteuerung des
Bieres hervorgerufene Minderabſatz, erfüllte jeden Brauer mit
wachſender Sorge, ja tauſende Brauereien mußten ihre Betriebe
für immer ſchließen. Mit ſtets zunehmender Spannung ſehen
daher al le Fachgenoſſen der neuen Ernte 1920 entgegen, und ſeit
ſolche einen reichen Ertrag erhoffen läßt, drängt jeder Brauer
ſtürmiſch nach Verbeſſerung der Qualität ſeiner Biere. So hat
auch Freybergs Brauerei ſeit Anfang Juli ihre Biere in
beachtlich ſtärkerer Konzentration herausgegeben und damit das
Herz jedes Konſumenten erfreut, was noch mehr der Fall ſein
wird, wenn gegen Ende dieſer Woche das geſamte Bier auf die
jetzt geſetzlich zuläſſige Höchſtſt ärke gebracht iſt, ohne daß
der Preis eine Erhöhungerfährt. Siehe Jnſerat.)

Provinz und Umgegend

Ende des Streiks in Vorng.

Der vor vierzehn Tagen im Bornaer Revier aus-
gebrochene Bergarbeiterſtreik iſt abgebrochen worden.

Jn mehreren en wurde,ohne längere Ausſprache, bedingungsloſe Wiederauf-
nahme der Arbeit mit großer Mehrheit per Akklamation
beſchloſſen. Geſtern früh ſind die Belegſchaften reſtlos
wieder angefahren.

Die Streikleitung lag in Händen der ſyndikaliſtiſchen
„Union“, die im Verein mit der „Wirtſchaftlichen Räte-
orgniſation“ einen erbitterten Kampf gegen den alten
Bergarbeiter Verband, ſowie überhaupt gegen alle
freien Gewerkſchaften führt. 8

Der Provinzialſtädtetag.
Der Provinzialſtädtetag der Provinz Sachſen wird am 28.

und 29. September in Nordhauſen ſtattfinden. Auf der Tages-
ordnung ſtehen bis jetzt u. a. „Finanzweſen der Städte (Bericht-
rſtatter Bürgermeiſter Paul-Magdeburg)“, „Siedlungs- und Woh
nungsfragen“, „Tarifentſchlüſſe und Beſoldungsordnung“, „Es-
werbsloſenfürſorge“. Vorſitzender wird Oberbürgermeiſter Beims-
Magdeburg ſein, nachdem es bisher Oberbürgermeiſter Dr.
Schmidt-Erfurt geweſen, Die Wahl des Genoſſen Beims zum
Vorſitzenden des Städtetages iſt ſicher in erſter Linie eine Aner
kennung ſeiner perſönlichen Tüchtigkeit, die er in den Monaten
ſeiner noch verhältnismäßig kurzen Amtstätigkeit nicht nur in
Magdeburger Verwaltungsfragen gezeigt hat, ſondern gerade in
Angelegenheiten, deren Bedeutung weit über die Stadtgrenzen
hinausgeht. Mit der Wahl tritt aber auch die Tatſache in Er-
ſcheinung, daß Magdeburg wieder die führende Stadt der Provinz
Sochſen geworden iſt.

Barnſtädt. Der Berichterſtatter des Querfurter Tageblattes
ſcheint ſich bewußt oder unbewußt des öfteren ſtark zu irren.
Trotzdem der Grund der Amtsniederlegung unſeres früheren Orts-richters Trömel in der Wohnangoſagſe zu ſuchen iſt, wie er auch

ſelbſt der Gemeindevertretung gegenüber erklärt hat, konnte man
im Querfurter Tageblatt leſen, daß die Amtsniederlegung er
folgt ſei, weil die Bewirtſchaftung ſeines Gutes zu große Anforde-
rungen an ihn ſtellt. Wenn Herr Trömel ſelbſt ſo ehrlich iſt und
den wirklichen Grund angibt, ſo ſollte der Berichterſtatter, zumal
als geiſtiger Hirte der Gemeinde, doch dasſelbe tun, und derſelben
nicht wir wollen es ncht härter bezeichnen Unwahrheiten
ſeiner Gemeinde unterbreiten. Wenn es ſich auch um einen
Gutsbeſitzer und Ortsrichter handelt. die Wahrheit wollen wir
immer hören. Der ſchaffenden Bevölkerung aber muß geſagt wer-den, daß es die höchſte Zeit iſt, derartige Alleeumſgreibeblätter

aus dem Haus zu weiſen. Leſt und werbt für die Preſſe, welche
V Intereſſen der breiten Volksſchichten vertritt, leſt die „Volks-
ſtimme“.

Elternbeiräte. Wir bitten unſere Genoſſen im
Elternbeirat, dafür Sorge zu tragen, daß es in unſerer II. Schule

Lebensmittel-Kalender.
Die Verbrauchsmenge an Fleiſch wird in dieſer Woche auf

100 Gramm je Kopf feſtgeſetzt. Kinder unter 6 Jahren die Hälfte.
Es gelangt friſches Rindfleiſch r Ausgabe. Der Verkauf er-
folgt am Sonnabend, den 24. d. M., durch die Fleiſcher, bei denen
die Haushalte zur Kundenliſte angemeldet ſind, gegen Abtrennung
der Fleiſchmarken für die Woche vom 19. bis 25. Juli 1920. Die
Marken ſind in üblicher Weiſe bis zum 26. Juli an das Stadt-
ernährungsamt abzuliefern. Der Verkaufspreis beträgt für 100
Gramm 2,20 Mark.

Verkauf von Schmalz. Der Verkauf von Schmalz findet am
Sonnabend, den 24. d. M., ſtatt. Es werden 100 Gramm je Kopf
ausgegeben. Der Verkauf erfolgt durch die Fleiſcher, bei denen
die Haushalte zur Kundenliſte angemeldet ſind, gegen Abtrennung
der Marke 25 der Einfuhr-Zuſatzkarte (Schmalz). Die Marken
ſind in üblicher Weiſe bis zum 26. Juli 1920 an das Stadt

ernährungsamt abzuliefern. Der Verkaufspreis beträgt für 100
Gramm 3.50 Mark.

nicht wieder vorkommt, daß der Lehrer die Kinder nach Reichtum
verſetzt, ſondern das 273 den Leiſtungen und Kenntniſſen tut,
wenn auch dann Arbeiterkinder an erſter Stelle ſitzen. Ho ntlich
genügt dieſer Hinweis.

Bitterfeld. Ertrunken. Beim Baden in der Mulde ge
riet am Freitag der 30jährige Landwirt Otto Barthel von hier in
einen Waſſerſtrudel und ertrank. Das gleiche Schickſal teilte der
14 jährige Hans Heidler, der am Sonnabend bei dem Baden in
der Leine infolge eines Herzſchlages ertrank.

Bitterfeld. Gewerkſchaftsfeſt. Bei prachtvollem Wet-
ter wurde am vergangenen Sonnabend und Sonntag unſer Ge
werkſchaftsfeſt gefeiert, das einen harmoniſchen Verlauf nahm und
in allen ſeinen Einzelheiten als gelungen bezeichnet werden kann.
Das aufgeſtellte Feſtprogramm war ſehr reichhaltig. Schon am
Sonnabend fand ein Kommers ſtatt. Derſelbe wurde durch Jn-
ſtrumental- und v eingeleitet. Gewerkſchaftskollege
Borrmann vom Maſchiniſten- und Heizerverband hielt die
Begrüßungsrede und ermahnte zur Einigkeit und Geſchloſſenheit.
Sonntag früh ertönte der Weckruf, der die Langſchläfer zeitig aus
den Betten trieb. Das Jmpoſanteſte des Feſtes war der Umzug
am Nachmittag, zu dem jede Gewerkſchaft ihr Möglichſtes beige
tragen hatte. Von faſt allen Gewerkſchaften wurden Feſtwagen
geſtellt. Es würde zu weit führen, wollte man einen oder den
anderen Feſtwagen hervorheben. Die Fleiſcher führten einen
feiſten Bullen im Feſtzuge, welcher in humorvoller Weiſe deko-
riert war. Den Schluß machte der Erntewagen, der von unſerem
Stadtgute geſtellt war. Beim Eintreffen auf dem Feſtplatze hielt
der Vorſitzende des Kartells, Koll. Vogler, eine kurze Begrü-
ßungsanſprache, an welche ſich die Aufführungen der Arbeiter
ſportvereine anſchloſſen. Abends von 9 bis 10 Uhr wurde ein
Feuerwerk abgebrannt, das allen Beteiligten unvergeßlich bleiben
wird. Den Schluß bildete ein Feſtball, wobei die tanzluſtige
Jugend auch zu ihrem Rechte kam. Für das Gelingen des
Feſtes gebührt vor allen Dingen die Tätigkeiz des Feſtausſchuſſes
rühmend hervorgehoben zu werden. Deshalb on dieſer Stelle
aus noch einmal unſer aufrichtiger Dank an all die rührigen und
tätigen Helfer ausgeſprochen werden.

Wittenberg. Wegelagerer. Als ſich nachts nach 12 Uhr
der 20jährige Sohn eines hieſigen Geſchäftsmannes von einem
Ausfluge kommend per Rad auf dem Heimwege befand, wurde er
von zwei ſich ihm entgegenſtellenden r auf der Dresdner
Straße in der Nähe des Gaſthofes zum goldenen Hirſch zur Erde
geworfen und einer gründlichen Viſiitation unterzogen. Nach Be
raubung ſeiner Barſchaft ſind die frechen Burſchen unerkannt ent-
kommen.

Roitzſch. Abfuhr eines Zerſplitterungsapo-
ſte ls. Jn einer öffentlichen, gut beſuchten Gewerkſchaftsver-
ſammlung ſprach am Montag abend Kamerad Heſſe über: „Die
Gewerkſchaften und die Union.“ Seine Ausführungen, in denen
er vor jeder gewerkſchaftlichen Zerſplitterung warnte, fanden un-
geteilten Beifall. Jn der Ausſprache vertrat der Unioniſt und
Kommuniſt Scheidinger (Bitterfeld) die Sache der Unioniſten.
Jm Laufe ſeiner Rede machte ſich gegen ſeine Ausführungen ſtar-
ker Unwille bemerkbar, weil er ſich öfters

ſtellte und auf Vorhalte von Zwiſchenrufern den Beweis nicht
j erbringen konnte. Er zog dann gegen die „Wirtſchaftliche Räte

organiſation“ zu Felde, deren „Bonzentum“ er verurteilte. Maß-
gebend ſeien die Betriebsorganiſationen, in denen man keine
Bonzen brauche. Man müſſe die Betriebsräte zu politiſchwirt-
ſchaftlichen Faktoren machen. Die Zeit des ewigen Verhandelns
ſei vorüber. Jn Kürze werde der Endkampf auf der Straße aus
gefochten werden. Allgemeines Gelächter erfolgte, als er meinte,
an der Verlängerung des Krieges ſei weiter niemand als die
Gewerkſchaften ſchuld, weil ſie einen kleinen Teil ihres Ver-
mögens in Kriegsanleihe anlegten. Wenn dieſes unterblieben
wäre, hätte der Krieg unmöglich weitergeführt werden können.
Die Tarifpolitik der Gewerkſchaften ſei ein Verbrechen an den Ar
beitern; man müſſe den Arbeitgebern ſo viel als möglich r
nehmen. Schluſſe machte er abfällige Bemerkungen über
das Bitterfelder Gewerkſchafsfeſt; es ſei ein Skandal, wenn Ar-
beiter Feſte feierten. Kollege Specht ſtellte unter Beifall einige
Ausführungen richtig; jeder Unioniſt, der hier ſpreche, mache an
dere Ausführungen. Jm Schlußwort wies Kamerad Heſſe nach,
daß Sch. ſelbſt noch nicht wiſſe, was die Union eigentlich wolle.
Man brauche ſich nicht zu wundern, wenn man, nachdem man
ſolche Ausführungen gehört habe, zu der Anſicht neige, die Unio-
niſten ſind die verkappten Helfer der Unternehmerbeſtrebungen.
Als ſich Sch. in lebhaften Zwiſchenrufen erging, verlangte die
Verſammlung ſeine Entfernung aus dem Saale. Unter großem
Beifall ſchloß Kamerad Heſſe ſeine Ausführungen mit der Mah-
nung, allen Zerſplitterern der Arbeiterbewegung die Tür zu
weiſen und zurückzukehren zur alten erfolggewohnten Gewerkſchafts
politik.

Mühlberg. Unnötige Sorgen. Der hieſigen U. S. P.iſt es ſehr ungemütlich geworden, ſeit auch in Mühlberg eine

rtsgruppe der S. P. D. beſteht. Jn einer Volksblattnotiz macht
ſich ein hieſiger U. S. P.-Hirte nicht geringe Sorgen über das
Arbeiten unſerer Parteiorganiſation. Voller Bauernſchläue fol
gert der Betreffende, daß wir einen „Dornröschenſchlaf“ führen,
weil wir ihm unſere organiſatoriſchen Abſichten abſolut nicht auf
die Naſe gebunden haben und das auch in Zukunft nicht tun wer
den. ie die Angeſtellten- und Beamtenſchaft als politiſcher
Faktor von dieſem politiſchen Schwadroneur eingeſchätzt wird,
zeigt folgender Abſatz aus ſeinem Geſchreibſel:

„Arbeiter ſind, bis auf einige Leiſetreter, nicht bei den
Rechtsſozialiſten, wohl aber ein paar Bürgerſöhne, Angeſtellte,
einige Lehrer und, wie man ſagt, ſogar etliche kleinere Kapi-
taliſten. Wir können dieſen angeblichen Proletariern ver-

Nebenbei geſagt ſollen wir vielleicht dem unabhängigen Mühl-
berger Schlauberger einige „große
der Unabhängigen, wie z. B. Kaſſierer, nennen?
dieſe Hetze gegen unſere r doch zu dumm, um
nicht durchſichtig genug ihren Zweck erkennen zu laſſen. Auch die
im letzten Satz hervorgehobene Phraſe von den „revolutionären
Klaſſenkämpfern“ kann nicht darüber hinwegtäuſchen, daß der Ar-
tikelſchreiber von dem inneren Weſen der ſozialiſtiſchen Jdeen und
ihrer agitatoriſchen und organiſatoriſchen Auswirkung nicht die
geringſte Ahnung hat, da er ſonſt die Verfechter und Anhänger

Städtiſcher Verkauden 23. Juli. laſen zum Einkauf werden die Jnhaber der

Lebensmittelſcheine mit den Nummern 18001 bis 19 000 vor-
mittags von 8 bis 12 Uhr und die Jnhaber der Nummern 19 001
bis 20 000 nachmittags von 2 bis 6 Uhr. Für jede Perſon eines
Haushaltes werden 115 Gramm zum Preiſe von 1 Mk. abgegeben.
Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld iſt be-
reit W

Verkauf von Quark erfolgt am Freitag, den 23. Juli,
auf den Abſchnitt 44 für die eingetragenen Kunden in der Ver-
kaufsſtelle der Niemberger Molkerei, Lindenſtraße 52, nur nach-
mittags von 2 bis 6 Uhr. Auf jeden Abſchnitt wird 16 Pfund
Quark zum Preiſe von 1,28 Mk. abgegeben. Die abgetrennten
Abſchnitte ſind bis Montag, den 26. Juli, abzuliefern.

Städtiſcher Verkauf von Malzextrakt an Jugendliche von
12--17 Jahren und ältere Leute von 70 Jahren, von Bratfett (kein
Pflanzenfett) „Fleiſch- und Wurſtkonſerven und weißen Vohnen
mit Fett in der Talamtſchule, am Freitag, den 23. Juli 1920.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebensmittel-
ſcheine mit den Rummern 65 001--70 000 vormittags von 8-12
und die Jnhaber der Nummern 70 001--75 000 nachmittags von

in Beſchuldigungen
gegen die Gewerkſchaften erging, aber nur Behauptungen auf

von Käſe in der Talamtſchule am Freitag,

en4 u ä
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einer Weltanſchauung nicht, um ein Werturteil an ihnen anz
legen, in Gruppen und ſozial tief oder r Schichſe
eingeteilt hätte. Wir wünſchen der hieſigen P. noch m
derartig intenſive „Sozialiſten“.

hein denn Mit urd clereer en iſcheinen denn doch manche er“ n. Jn Rr. 16
vom Montag bericheten wir in unſrer o mme“ unter „Kat

T über eine intereſſante politiſche Komsdie. Jetzt wir
d

das
er darin benannte Fellhändler Hoffmann in einem Anſchreiben

auch nicht gerade von dem Schlaueſten erfaßt zu ſein
ziemlich liebenswürdig folgendermaßen ſie wobei einige Oh
acht auf die Stiliſtik zu verwenden ſein v „Mit Befremden
haben wir Kenntnis einer Notiz in Jhrer Zeitung genommen, wo.
rin es in einer am 1. Juli abgefaßten Reſolution heißt: „Auf An
trag des Herrn Hoffman, Mitglied der K. A. P. D., ſe beſchloſſenwoiben, die Butterration der zu verteilenden Wochenkopfmeng

um 25 Gramm der Schwerkriegsbeſchädigten zu ver
kürzen. Wir erklären, daß noch nie Mitglied der K. A
P. D. geweſen iſt. Nur eines wiſſen wir von ihm, daß er einmal

ſcheint

im vorigen Jahr, Vorſitzender der K. P. D. Ortsgruppe Eisleben
(Spa bund) war und daſelbſt ſeine Aufklärung Er eribe
den Genoſſen darin ſah, in jeder Zuſammenkunft der Gruppe
um ſich Kunden für ſein Fellgeſchäft zu werben Bier und Z.
garren zu ſpendieren. Als wir vom Unterbezirk ihm darin Halt
boten, ging er dazu über, mit einigen eine Gruppe zu bilden, welch
natürlich nicht einmal als Lokalorganiſation anzuſehen war, ſon.
dern darin nur ein Ton „Biergläſer an Kopf werfen“ herrſchte
Nachdem unſere Eisleber Genoſſen ein großes Reinemachen i
ihrer Ortsgruppe der K. A. P. D. vorgenommen haben, von
Schlage Hoffmann, verſucht er mit ſeinem Freund Fender in
Spartakusbund Geſchäfte zu machen. Solche Sorte iſt für alle
empfänglich, Hauptſache Geſchäft. Wix wiſſen ſchon heute, daß eauch im Spartakusbund nicht e. wird, dann Deutſch
national!“ (Und ſo was ſoll uns ſein und wurde vor go
nicht langer Zeit im Ernährungsausſchuß ernſt genommen
D. Berichterſtatter.)

h auch bei uns hin unwieder zur Verteilung. Allem Anſchein nach, werden zunächſt i
recht umfangreicher Weiſe davon die der Quelle am nächſten Sitzen
den beglückt. Das heißt, die ſich mit Bezugsſchein verſehen haben
An den Stadtverordneten dürfte es liegen, mal gelegentlich auſ
dahinein die Naſe zu ſtecken. ſollte der mit dem Oberbürger
meiſter konform gehende und von dieſem beſonders gern geſehen
ſogar gewünſchte Arbeiterrat darum wiſſen? Uns dünkt dieſer Ge
danke einfach frivol, denn wie ſollte ein vechtsſtehender Oberbürger
meiſter am Beſtehen des Arbeiterrates ein Intereſſe haben. Zu
mindeſt hätte aber die Arbeiter beſonders deren bedürftig
Kreiſe, einen Anſpruch auf tigung bei Verteilung de
Reichsbekleidungsſtücke.

Volksnot als Parteigeſchäftt Die für di
Hochwaſſergeſchädigten in Mansfeld geſammelten Werte verteih
ein verſchiedenartig zuſammengeſetztes Komitee. Die Verteilun
ſoll nach Mitteilungen gerecht vor ſich ge Auch die S. P. 9
überweiſt ihre Gelder dorthin. Eine nahme macht nur di
U. S. P. D., die ein beſonderes Komitee aufgebaut hat, um bei
der Linderung der Not r zu glänzen und aus der ganze
Hilfsaktion ein Parteigeſchäft zu machen, alſo auch die Not wir
vor den Parteikarren gezerrt! Das erſcheint um ſo notwendige
als anläßlich des Urteils der Reichswehrpioniere der Redakten
der „Mansfelder Volkszeitung“ mit ſeiner Kritik über das Ziel
geſchoſſen war. Wie üblich! Der dadurch ramponierte Parte
karren muß nun durch dieſe Sonderaktion wieder zurechtgeſtuß
werden. Samariterdienſt als Geſchäft!

der Nacht vLiebenwerda. Brandunglück.
um die Mitternachtsſtunde ein e and in der Schloßſtraß
aus. Ein 17 Jahre altes Dienſtm das ſich nicht mehr zu
Treppe retten konnte, ſprang aus einem Futter des dritten Stock
auf die Straße. Sie trug einen Schäde davon, an dem ſie
heute morgen ſtarb. Von dem Haus iſt dank energiſchen Ein
greifens nur der Dachſtuhl u Die Urſache des Feuen
hat ſich noch nicht ermitteln la

Aus (Illet Welt.
Freiburg. Großfeuer in einem Hokzlager. Sei

Dienstag nachmittag 2 Uhr brennt das große Sägewerk der Firm
J. Himelsbach, Hoelzlebruch bei Neuſtadt i. Schwarzwald, da
größtenteils bereits zerſtört iſt. Die Gebäude und Schuppen ſin
leichfalls niedergebrannt, a die großen Holzvorräte ſind derFeuer zum Opfer gefallen. Bis zur Stunde iſt es noch nicht ge

lungen, des Feuers Herr zu werden, das auf das angrenzendSägewerk Stier bergugreifen droht. Der rkehr auf de
öllentalbahn, die unmittelbar am Lagerplatz vorbeiführt, konnte
is jetzt aufrecht erhalten werden. Da ſind ſämtliche Tele

phon und Telegraphenbeitungen zerſtö Der Schaden wird auſ
25 bis 30 Millionen geſchätzt.

Roſtock. Großfeuer aufeinem Gut. Ein gewaltige
Brand, der einen Schaden von mehreren Millionen Mark ver
urſachte, hat am Dienstag abend gegen 10 Uhr das Gut Vietget
bei Güſtrow heimgeſucht, wobei 37 Pferde in den Flammen un
kamen und größere Futtervorräte, landwirtſchaftliche Maſchine
uſw. vernichtet wurden.

Breslau. Vor Freude geſtorben. Ein tragiſch
Todesfall ereignete ſich in Breslau, Herzogſtraße 28. Die don
wohnende Witwe Niklaſch erhielt vor einigen Tagen die Nachricht
daß ihr ſeit 6 Jahren in ruſſiſcher Gefangenſchaft befindliche
Sohn nun endlich heimkehre. Ueber dieſe Nachricht war die alt
kränkliche Frau in freudiger Aufregung. Nachdem ihr ein Tele

amm die Ankunft des Sohnes für den Nachmittag mitgete
tte, ſchmückte ſie die Wohnung aus. Der heimkehrende Soh

fand die rn verſchloſſen. Da auf mehrfaches Klopfen nid
geöffnet wurde, ſtieg er durch das Fenſter in die im erſten Sto
werk gelegene Wohnung ein, wo er die Mutter tot vorfand. 9
Aufregung über die Heimkehr des Sohnes hatte ſie getötet.

München. Mönche als Schmuggler. Ein große
Kunſtſchmuggel, der gelegentlich der U edelung eines ba
riſchen Kloſters nach der Schweiz ausgeführt werden ſollte un
bei dem, außer hohen Papierwerten viele koſtbare Kunſtgege
ſtände, darunter ein Raffael im Werte von 6 Millionen auße
Landes geſchafft werden ſollten, iſt durch das rechtzeitige Ein
greifen Berliner Kriminalbeamter vereitelt worgen.

2—6 Uhr. Gegen Vorlage des Lebensmittelſcheines kann
Jugendliche von 12—17 Jahren und an ältere Leute von 70 Jahren
an 1 Doſe Malzextrakt zum Preiſe von 4,30 M. abgegeben werde
Ferner können gegen Vorlage des Lebensmittelſcheines an je
Perſon eines Haushaltes Pfund Bratfett zum Preiſe vo
7,50 M. für das halbe Pfund, Kilo-Doſe Fleiſch und Wur
konſerven zum Preiſe von 3,00 M. und 1 Doſe weiße Bohnen i
Fett W Preiſe von 1,00 M. abgegeben werden. Abgezähltes
Geld iſt bereit z halten.

Kartoffelkarken. Zur Vereinfachung des Verkehrs findet von
Freitag, den 23. Juli, die Ausgabe der Kartoffelkarten an ne
zuziehende Perſonen, ſowie bei Umzügen nicht mehr in der Ka

C ehze, J im Büro für ſen ehe linErdgeſchoß des Stadternährungsamtes) ſtatt. Die Abgabe de
Kartoffelkarten bei Fort- und Umzügen erfolgt vom gleichen Tas
ab, genau wie die anderer Marken, in den Brotmarkenſtellen.
übrigen Angelegenheiten betreffs der Kartoffelkarten, z. B. S
ſatz verlorener Karten, Selbſtverſorgerfragen, uskünfte, Ein un
Ausfuhrgenehmigungen uſw. werden nach wie vor in der Kel

toffeltartenſtelle, Stadternährungsamt, 1 Trevpe, Saal lin
geregelt.
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